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1.1

BEGRUNDUNG

HINTERGRUND DESVORSCHLAGS
Allgemeines Umfeld des Vorschlags

In der Européischen Union ist die durchschnittliche jahrliche Quote todlicher Unféle
im Passagierlinienflugverkehr in den vergangenen Jahren mehr oder weniger
konstant geblieben. Den Wachstumsprognosen fir den Luftverkehr in den
kommenden Jahrzehnten zufolge dirfte sich die Zahl der Flige bis 2030 fast
verdoppeln. Bei einer stabilen Quote todlicher Unfalle wird dies wahrscheinlich — als
Nebenprodukt eines standig wachsenden Verkehrsaufkommens — zu einem weiteren
Anstieg der Unfallzahlen fuhren.

Das derzeitige Sicherheitssystem in der Luftfahrt ist in erster Linie ein reaktives
System und stiitzt sich auf technologische Fortschritte, eine durch eine wirksame
Regulierungsaufsicht untermauerte solide Rechtsgrundlage und die eingehende
Untersuchung von Unféllen im Hinblick auf Empfehlungen, die zur Verbesserung
der Sicherheit fihren sollen. Die Fahigkeit, Lehren aus Unfdlen zu ziehen, ist zwar
von entscheidender Bedeutung, doch sind die Grenzen der rein reaktiven Systeme,
wenn es darum geht, weitere Verbesserungen zu erzielen, nunmehr deutlich
geworden. In diesem Zusammenhang hat die Internationale Zivilluftfahrt-
Organisation (ICAO) den Ubergang zu einem proaktiveren und evidenzbasierten
Sicherheitskonzept angeregt. Die Wirksamkeit eines solchen proaktiven Systems
hangt ganz wesentlich von der Fahigkeit zur systematischen Analyse aler
verflgbaren Sicherheitsinformationen, einschliefdlich Informationen Uber Ereignisse
in der Zivilluftfahrt, ab. Die Daten sind fir die Ermittlung von Sicherheitsméngeln
von entscheidender Bedeutung, da ohne solide Informationen jeder Versuch, die
Mangel zu ermitteln, auf blof3e Mutmal3ungen hinausliefe.

Auf Ebene der Europaischen Union hat der Ubergang zu einem proaktiveren und
evidenzbasierten Flugsicherheitsmanagementsystem bereits mit der Annahme der
Richtlinie 2003/42/EG" begonnen, die die Einrichtung eines Systems zur Erfassung
meldepflichtiger Ereignisse durch jeden Mitgliedstaat vorschreibt. Gemald diesen
Rechtsvorschriften sind die Mitgliedstaaten gehalten, Informationen Uber bestimmte
Storungen in der Zivilluftfahrt zu erfassen, zu speichern, zu schitzen und
untereinander zu verbreiten und ist das Luftfahrtpersonal verpflichtet, wahrend der
taglichen Arbeit auftretende Ereignisse zu melden. Diese Rechtsvorschriften wurden
2007 durch zwei Durchfiihrungsverordnungen® vervollstandigt. Durch die erste
Durchfihrungsverordnung wurde ein Europaischer Zentralspeicher geschaffen, in
dem dle von den Mitgliedstaaten erfassten Ereignisse in der Zivilluftfahrt
zusammengefihrt werden, wahrend in der zweiten Verordnung die Verbreitung der

Richtlinie 2003/42/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2003 Uber die
Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, ABI. L 167 vom 4.7.2003, S. 23.

Verordnung der Kommission (EG) Nr. 1321/2007 der Kommission vom 12. November 2007 zur
Festlegung von Durchfiihrungsbestimmungen fir die Zusammenfiihrung von Informationen Uber
Ereignisse in der Zivilluftfahrt in einem Zentralspeicher, ABI. L 294 vom 13.11.2007, S. 3, und
Verordnung der Kommission (EG) Nr. 1330/2007 der Kommission vom 24. September 2007 zur
Festlegung von Durchfiihrungsbestimmungen fur die Weitergabe von Informationen iber Ereignisse in
der Zivilluftfahrt an interessierte Kreise, ABI. L 295 vom 14.11.2007, S. 7.
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1.2

im Européischen Zentralspeicher enthatenen Informationen geregelt ist. Der
Européische Zentralspeicher enthélt derzeit rund 600 000 Ereignisse und die Zahl
nimmt taglich zu.

Die Grundefur den Vorschlag

Die Richtlinie 2003/42/EG bildet die Grundlage fur ein proaktives und
evidenzbasiertes Flugsicherheitsmanagementsystem in der Europaischen Union,
indem die Meldung von Ereignissen verbindlich vorgeschrieben wird. Die
Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten sind gegenwartig nicht in
ausreichendem Mal3e in der Lage, Rickmeldungen tber Erfahrungen zu nutzen, um
Unfédle zu verhiten, und die geltenden Rechtsvorschriften sind unzureichend, um zu
verhindern, dass die Zahl der Unfélle und der damit verbundenen Todesopfer sich
infolge des erwarteten V erkehrsanstiegs erhoht.

Eine Reihe von Grinden in Zusammenhang mit den geltenden europdaischen
Rechtsvorschriften ist hierfir ausschlaggebend.

So sind zwar Daten von entscheidender Bedeutung fur die Ermittlung von
Sicherheitsmangeln, doch besteht keine hinreichende Sensibilisierung in Bezug auf
alle die Sicherheit betreffenden Ereignisse. Dies beruht zum Teil auf der Diskrepanz,
die in Bezug auf den Umfang meldepflichtiger Ereignisse zwischen den
Mitgliedstaaten besteht. Ferner kommt zum Tragen, dass Einzelpersonen Angst
haben, Ereignisse zu melden (die Frage der ,,Kultur des gerechten Umgangs® (,, Just
Culture*)). Damit das Ziel einer vollumfanglichen Meldung erreicht wird, missen
Einzelpersonen volles Vertrauen in das System haben, da sie insbesondere gehalten
sind, Fehler zu melden, die sie selbst gemacht oder zu denen sie beigetragen haben.
Einzel personen sind jedoch nicht in allen Mitgliedstaaten in gleicher Weise geschiitzt
und furchten, von Vorgesetzten bestraft oder strafrechtlich verfolgt zu werden.
Darlber hinaus tragen die fehlende EU-V erpflichtung zur Einrichtung eines Systems
zur Erstattung freiwilliger Meldungen in Erganzung der Meldepflicht sowie
mangelnde Klarheit hinsichtlich der meldepflichtigen Ereignisse und des
Informationsflusses dazu bei, dass Ereignisse nur unzureichend erfasst werden.

Zweitensist die Zusammenfihrung der Daten Uber Ereignisse nicht harmonisiert und
unstrukturiert, was zu einer geringen Qualitét der Informationen und unvollsténdigen
Daten fiuhrt. Dies wirkt sich auf die Einhetlichkeit und Nutzlichkeit von
Informationen aus und begrenzt deren Verwendung zu Sicherheitszwecken.

Drittens gibt es rechtliche und organisatorische Hindernisse fur die Gewahrleistung
eines angemessenen Zugangs zu den im Européischen Zentralspeicher enthaltenen
Informationen. Gemald den europédischen Rechtsvorschriften missen bestimmte
Informationen anonymisiert werden. Zweck dieser Bestimmungen ist zwar der
Schutz sensibler Sicherheitsinformationen, doch ist die praktische Konsequenz, dass
wichtige sicherheitsbezogene Fakten, z. B. die tatséchliche Beschreibung des
Ereignisses, fur die Behdrden nicht verflgbar sind.

Schliefdich enthalten die derzeitigen Rechtsvorschriften keine Bestimmungen
darlber, wie die Mitgliedstaaten die erfassten Daten nutzen sollten. Allerdings
wurden seit der Annahme der Richtlinie auf internationaler Ebene Grundsétze fur die
Anayse und Weiterverfolgung der im Rahmen von Systemen zur Meldung von
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Ereignissen erfassten Informationen vereinbart, die jedoch noch nicht in EU-Recht
umgesetzt wurden. Dies hat zu sehr unterschiedlichen und voneinander
abweichenden Vorgehensweisen in den einzelnen Mitgliedstaaten gefiihrt.

Zieledes Vorschlags

Hauptziel der Initiativeist es, durch die Verbesserung der — sowohl auf nationaler als
auch auf europaischer Ebene — bestehenden Systeme einen Beitrag zur Verringerung
der Zahl der Flugunfélle und der damit verbundenen Todesopfer zu leisten, indem
Ereignisse in der Zivilluftfahrt dazu genutzt werden, Sicherheitsmangel zu beheben
und zu verhindern, dass sie sich wiederholen.

Die einzelnen Ziele lauten wie folgt:

gewéhrleisten, dass alle Ereignisse, die die Flugsicherheit gefdhrden oder gefahrden
konnten, erfasst werden und en vollstandiges und genaues Bild der
Sicherheitsrisiken in der Européischen Union und ihren Mitgliedstaaten bieten,

gewdhrleisten, dass in den nationalen Datenbanken sowie im Européischen
Zentralspeicher gespeicherte Daten der gemeldeten Ereignisse vollsténdig und von
hoher Qualitét sind,

gewdhrleisten, dass ale im Europaschen Zentralspeicher gespeicherten
Sicherheitsinformationen von den zustandigen Behtrden angemessen ausgewertet
und ausschliefdlich zum Zweck der Erhdhung der Sicherheit verwendet werden,

gewdhrleisten, dass gemeldete Ereignisse wirksam analysiert, Sicherheitsmangel
ermittelt und gegebenenfalls behoben werden und dass die Wirksamkeit der
getroffenen Mal3nahmen in Bezug auf die Sicherheit Gberwacht wird.

Bestehende Rechtsvor schriften auf diesem Gebiet

Der Vorschlag betrifft die Annahme einer Verordnung Uber die Meldung von
Ereignissen in der Zivilluftfahrt. Durch die neue Verordnung sollen die bestehende
Richtlinie 2003/42/EG Uber die Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, ihre
Durchf ihrungsbestimmungen, die Verordnung (EG) Nr. 1321/2007 der Kommission
und die Verordnung (EG) Nr. 1330/2007 der Kommission aufgehoben und ersetzt
sowie die Verordnung (EU) Nr. 996/2010° geéndert werden. Die Schaffung eines
allgemeinen Rahmens fur die Meldung von Ereignissen in der Européischen Union
ist nicht unmittelbar Gegenstand anderer Bestimmungen.

Vereinbarkeit mit der Politik und den Zielen der Europaischen Union in
anderen Bereichen

Bel dieser Initiative handelt es sich um eine der Malnahmen, die fir den
einheitlichen européischen Verkehrsraum erforderlich sind, der im WeifRbuch 2011
der Kommission ,, Fahrplan zu einem einheitlichen européischen Verkehrsraum —
Hin zu einem wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem'
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Verordnung (EU) Nr. 996/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010
Uber die Untersuchung und Verhitung von Unféllen und Stérungen in der Zivilluftfahrt und zur
Aufhebung der Richtlinie 94/56/EG, ABI. L 295 vom 12.11.2010, S. 35.
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erlautert wird®. Sie wurde ferner in der Mitteilung der Kommission ,, Einrichtung
eines Flugsicher heitsmanagementsystems fiir Europa® > als Malinahmenschwerpunkt
genannt.

ERGEBNIS DER KONSULTATIONEN DER INTERESSENTRAGER UND
FOLGENABSCHATZUNG

Anhdrung interessierter Kreise und Nutzung von Sachver stand

In der Vorbereitungsphase fanden umfangreiche Konsultationen zu den allgemeinen
Grundsidtzen und Mindeststandards fir die Konsultation der interessierten Kreise
durch die Kommission statt.

Die Kommission hat ale 27 Mitgliedstaaten mithilfe eines am 7. April 2011
versandten Fragebogens konsultiert. Bis auf einen Mitgliedstaat gingen bei der
Kommission Antworten aus allen Mitgliedstaaten ein. Die Kommission hat ferner
einige Besuche vor Ort in Mitgliedstaaten durchgefhrt.

Die Kommission hat die interessierten Kreise und die Offentlichkeit im Rahmen
einer offentlichen Konsultation, die vom 24. Juni 2011 bis zum 15. September 2011
auf der Internetseite , lhre Simme in Europa“ stattfand, konsultiert. Insgesamt
gingen 61 Antworten ein®.

GemaR dem Beschluss der Kommission 98/500/EG’ wurde der Ausschuss ,, Sozialer
Dialog* der zivilen Luftfahrt aufgefordert, erforderlichenfalls zu der Uberarbeitung
Stellung zu nehmen. AuRBerdem wurde gemad Artikel 7 Absatz3 der
Verordnung (EU) Nr. 996/2010 die Stellungnahme des Européischen Netzes der
Untersuchungsstellen fir die Sicherheit der Zivilluftfahrt (ENCASIA) eingeholt.

Alle interessierten Kreise und Behérden wurden zu einem von der Kommission
veranstalteten Workshop eingeladen, der sich schwerpunktmalig mit der ,, Kultur des
gerechten Umgangs (,, Just Culture®)* befasste und am 19. April 2012 stattfand®.

Die Kommission ersuchte ferner den Europdischen Datenschutzbeauftragten um
Stellungnahme.  Schliefdlich wurde eine Studie Uber die Festlegung einer
gemeinsamen Risikoklassifizierung fir Ereignisse in der Zivilluftfahrt durchgefhrt.

Alle diese Beitrdge wurden von der Kommission zur Ausarbeitung der
Folgenabschatzung und des V orschlags herangezogen.

KOM/2011/0144 endg.

KOM/2011/0670 endg.

Eine Zusammenfassung der Konsultation ist verfugbar unter:
http://ec.europa.eu/transport/air/consultations/2011 11 09 occurence en.htm.

Beschluss der Kommission vom 20. Mai 1998 (iber die Einsetzung von Ausschiissen fir den sektoralen
Dialog zur Forderung des Dialogs zwischen den Sozialpartnern auf européischer Ebene, ABI. L 225
vom 12.8.1998, S. 27.

Die Zusammenfassung der Sitzung und die angenommenen Schlussfolgerungen sind verflgbar unter:
http://ec.europa.eu/transport/modes/air/events/’2012-04-19-seminar-aviation-safety _en.htm
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3.1

3.1.1.

Folgenabschatzung

Die Folgenabschatzung bietet einen Uberblick Uber die verschiedenen betrachteten
Optionen. Drei Mal3nahmenpakete wurden zusétzlich zur Option, an der derzeitigen
Lage nichts zu andern, in Betracht gezogen, um zu bewerten, wie die Richtlinie
2003/42/EG geandert werden koénnte.

Das Maldnahmenpaket 1 zielt darauf ab, das derzeitige System dadurch zu
verbessern, dass die grundlegenden Bestandteile eines vollstandigen Systems fir die
Meldung von Ereignissen und seines Beitrags zur Luftfahrtsicherheit durch eine auf
das notwendige Mindestmal? beschrankte Anderung der Rechtsvorschriften festgel egt
werden und, wann immer maoglich, Empfehlungen und Leitféaden verabschiedet
werden. Es enthalt die ermittelten Mal3nahmen geringerer Intensitét.

Beim Mal3nahmenpaket 2 handelt es sich um ein ehrgeizigeres Paket politischer
MaRnahmen, das eine wesentliche Uberarbeitung der EU-Rechtsvorschriften zur
Meldung von Ereignissen mit sich bringt. Dadurch soll das derzeitige System
verbessert werden, indem die notwendigen normativen Anforderungen festgelegt
werden, um ein effizientes System fiir die Meldung von Ereignissen auf allen Ebenen
zu gewahrleisten und durch Verfahren zur Analyse der erfassten Daten, die Annahme
geeigneter MalRnahmen und die Uberwachung der Wirksamkeit des Systems in
Bezug auf Verbesserungen der Sicherheit zur Verringerung von Fugunféllen
beizutragen.

Das Malinahmenpaket 3 zielt darauf ab, das derzeitige System zu verbessern, indem
Zustandigkeiten in Zusammenhang mit der Meldung von Ereignissen von den
Mitgliedstaaten auf die EU-Ebene verlagert und — wie bel Mal3nahmenpaket 2 —
Anforderungen fir die Analyse von Ereignissen sowie die Annahme der
erforderlichen Sicherheitsmalznahmen und eine verbesserte Uberwachung festgelegt
werden. Bel diesem Paket wird die Zustandigkeit fur Aufbau und Verwaltung von
Systemen zur Meldung von Ereignissen auf die Europdische Agentur for
Flugsicherheit (EASA) Ubertragen.

Angesichts der Bewertung der unterschiedlichen Malinahmenpakete anhand der
Kriterien Effizienz, Wirksamkeit und Kohdrenz wird empfohlen, das
Mal3nahmenpaket 2 umzusetzen, da sein Nutzen wesentlich grol3er ist als die
verursachten Kosten. Wie die Folgenabschétzung zeigt, kénnen die ermittelten Ziele
nur mit dieser Option in befriedigender Weise ereicht werden. Dieses
Malinahmenpaket bildet daher die Grundlage fur diesen Vorschlag.

RECHTLICHE ASPEKTE DESVORSCHLAGS
Zusammenfassung des Vor schlags

Bessere Erfassung von Ereignissen

Mit dem Vorschlag wird das geeignete Umfeld geschaffen, um zu gewéhrleisten,
dass alle Ereignisse, die die Flugsicherheit geféhrden oder geféhrden kodnnten,
gemeldet werden.
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3.1.2.

3.1.3.

3.1.4.

Durch den Vorschlag wird die Verpflichtung beibehalten, Systeme zur Erfassung
meldepflichtiger Ereignisse einzurichten. Ferner werden die zur Meldung
verpflichteten Personen und die zu meldenden Ereignisse aufgefiihrt. Neben dem
System zur Erfassung meldepflichtiger Ereignisse schreibt der Vorschlag die
Einrichtung von Systemen zur Erstattung freiwilliger Meldungen vor, die dazu
dienen, Ereignisse zu erfassen, die nicht unter die Meldepflicht fallen.

Der Vorschlag enthdlt aul3erdem Bestimmungen fur die Schaffung eines geeigneten
Umfelds, durch das das Luftfahrtpersonal ermutigt wird, sicherheitsbezogene
Informationen zu melden, indem es — auler bei grober Fahrlassigkeit — vor Strafe
geschitzt wird.

Klarstellung des I nformationsflusses

Gemal3 der derzeitigen Richtlinie sind Einzelpersonen verpflichtet, Ereignisse
unmittelbar den Behtrden der Mitgliedstaaten zu melden, doch in Wirklichkeit
erhalten die Behtrden der Mitgliedstaaten die meisten Meldungen von Ereignissen
uber Organisationen, bel denen sie im Rahmen ihres Sicherheitsmanagements von
Einzelpersonen abgegeben werden. Im Vorschlag werden unter Berticksichtigung
dieser Entwicklung weitere Anforderungen an die Organisationen eingefihrt.
Organisationen und Mitgliedstaaten sind verpflichtet, Systeme zur Meldung von
Ereignissen einzurichten, die die Ermittlung von Sicherheitsméngeln ermoglichen.
Die von Organisationen erfassten Ereignisse werden erforderlichenfalls an die
zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten oder die Européische Agentur for
Flugsicherheit (EASA) Ubermittelt. Alle von den Mitgliedstaaten, den
Organisationen und der EASA erfassten Ereignisse werden im Européischen
Zentralspeicher aggregiert.

Verbesserte Qualitat und Vollsténdigkeit der Daten

Der Vorschlag enthédlt eine Reihe von Bestimmungen, durch die Qualitd und
Vollstandigkeit der Meldungen von Ereignissen verbessert und damit eine bessere
Bestimmung der wichtigsten Risikobereiche sowie des festgestellten
Handlungsbedarfs ermdglicht werden soll.

Meldungen von Ereignissen mussen entsprechend den obligatorischen Datenfeldern
Mindestangaben enthalten, beispielsweise das Datum des Ereignisses, die
Ereigniskategorie oder die Darstellung des Hergangs. Der Vorschlag umfasst ferner
die Verpflichtung zur Risikoklassifizierung von Ereignissen gemd3 dem
gemeinsamen europaischen Risikoklassifizierungssystem. Auferdem sollten
Verfahren zur Kontrolle der Datenqualitét eingefihrt werden, um vor allem die
Ubereinstimmung zwischen der Meldung eines Ereignisses und den urspriinglich
erfassten Angaben des Meldenden sicherzustellen. Schliefdlich wird die Kommission
die Mitgliedstaaten dabel unterstiitzen, eine hdhere Datenqualitét und V ollsténdigkeit
zu erreichen, indem Leitfaden entwickelt und Workshops veranstaltet werden. Ziel
sollte die Gewéhrleistung einer schlissigen und einheitlichen Zusammenfiihrung von
Daten in Datenbanken sain.

Verbesserung des Infor mati onsaustausches

Der Vorschlag befasst sich mit der Notwendigkeit enes besseren
Informati onsaustauschs durch Stérkung der bestehenden V orschriften.
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3.15.

3.1.6.

Diesbeziiglich wird der Zugang der Mitgliedstaaten und der EASA zum
Européischen Zentralspeicher, in dem alle von den Mitgliedstaaten bzw. der EASA
erfassten Ereignisse enthalten sind, auf ale in dieser Datenbank gespeicherten Daten
und Informationen ausgeweitet. Diese neuen Bestimmungen ermdglichen den
Mitgliedstaaten den Zugang zu Sicherheitsdaten von Ereignissen, die sich in ihrem
Luftraum zugetragen haben, aber von der Behdrde eines anderen Mitgliedstaats
gemeldet und ausgewertet wurden.

Erkennt eine Behorde aul3erdem bei der Auswertung der von Systemen zur Meldung
von Ereignissen erfassten Daten Sicherheitsfragen, die fir andere Mitgliedstaaten
oder eine andere Behdrde von Interesse sind, so leitet sie die Informationen
unverziglich weiter.

Schliefdlich  wird gefordert, dass zur Erleichterung des Daten- und
Informationsaustauschs alle Meldungen von Ereignissen mit ECCAIRS (der von
alen Mitgliedstaaten und fir den Europédischen Zentralspeicher verwendeten
Software) und mit dem ADREP-System der ICAO (das auch fur die ECCAIRS
Software herangezogen wird) kompatibel sein sollen.

Besserer Schutz vor unangemessener Verwendung von Scher heitsinformationen

Als Folge des erweiterten Zugangs zu den im Europdischen Zentralspeicher
enthaltenen Sicherheitsdaten und — nformationen muss sichergestellt werden, dasssie
flr angemessene Zwecke verwendet werden.

In diesem Sinne werden durch den Vorschlag die Vorschriften gestarkt, die
gewdhrleisten, dass — neben der Verpflichtung zur vertraulichen Behandlung der
erfassten Daten — die Daten nur zum Zweck der Aufrechterhaltung oder
Verbesserung der Luftfahrtsicherheit zur Verfigung gestellt und verwendet werden
konnen.

Ferner wird versucht, die negativen Auswirkungen zu minimieren, die die
Verwendung der Daten durch Justizbehdrden auf die Luftfahrtsicherheit haben kann,
indem die Annahme im Voraus getroffener Regelungen verbindlich vorgeschrieben
wird. Dadurch durfte ein ausgewogenes Verhdtnis zwischen den beiden betroffenen
offentlichen Interessen (Rechtspflege und L uftfahrtsicherheit) hergestellt werden.

Besserer Schutz des Meldenden zur Gewdhrleistung der  kontinuierlichen
Verfligbarkeit von Informationen

Durch den Vorschlag werden die Regeln fur den Schutz derjenigen, die Ereignisse
melden, gestérkt, um zu gewdhrleisten, dass Vertrauen in das System besteht und
zweckdienliche Sicherheitsinformationen gemel det werden.

Mit Bezug darauf wird die Verpflichtung zur Anonymisierung der Meldungen von
Ereignissen bekraftigt und der Zugang zu vollstandig identifizierbaren Daten auf
bestimmte Personen begrenzt. Aul3erdem werden die Mitgliedstaaten aufgefordert,
aul3er in Falen von grober Fahrléssigkeit auf die Einleitung juristischer Verfahren zu
verzichten.

Die Regel, gemal} der Beschéftigte — aul3er im Falle grober Fahrlassigkeit — aufgrund
der gemd? den Bestimmungen dieser Verordnung von ihnen gemeldeten
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3.1.7.

3.1.8.

3.1.9.

Informationen keine Nachteile seitens ihres Arbeitgebers erfahren, wird bekréftigt.
Organisationen sind ebenfalls aufgefordert, darzulegen, wie der Schutz der
Beschéftigten gewahrleistet wird.

Schliefdlich werden nationale Stellen eingerichtet, die den Schutz von Beschéftigten,
die Regelversttl?e melden, gewahrleisten. Ferner sollten erforderlichenfals
Sanktionen festgelegt werden.

Einfihrung von Anforderungen an die Analyse von Informationen und die Annahme
von Mal3nahmen zur Weiterverfolgung auf nationaler Ebene

Durch den Vorschlag wird der Ubergang zu einem proaktiveren und
evidenzbasierten Sicherheitssystem in Europa vorangebracht, da e neue
Anforderungen auferlegt, durch die die auf internationaler und auf EU-Ebene
vereinbarten Regeln fur die Analyse und Welterverfolgung erfasster Ereignisse
umgesetzt werden.

Organisationen und Mitgliedstaaten missen die Uber Systeme zur Meldung von
Ereignissen erfassten Informationen analysieren, um Sicherheitsrisiken zu ermitteln
und Abhilfemalinahmen fir festgestellte Sicherheitsmangel zu treffen. Die
Wirksamkeit dieser Mal3nahmen in Bezug auf die Erhéhung der Sicherheit ist zu
uberwachen und gegebenenfalls sind weitere Mal3nahmen zu ergreifen.

Ver stérkte Analyse auf EU-Ebene

In Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 996/2010 ist bereits der Grundsatz festgel egt,
dass die im Europaischen Zentralspeicher enthaltenen Informationen von der EASA
und den Mitgliedstaaten analysiert werden. Dieser Grundsatz wird gestarkt und die
laufende  Zusammenarbeit im Rahmen enes Netzes von Luftfahrt-
Sicherheitsanalysten unter Vorsitz der EASA formalisiert.

Die Anayse auf EU-Ebene wird die Arbeiten auf nationaler Ebene ergénzen, vor
alem durch die Ermittlung mdglicher Sicherheitsprobleme und wichtiger
Sicherheitsbereiche auf europdischer Ebene. Durch das gemeinsame
Risikoklassifizierungssystem der EU wird diese Arbeit unterstitzt, indem alle von
den Mitgliedstaaten erfassten Ereignisse in harmonisierter Weise klassifiziert
werden.

Das Européaische Programm fir Flugsicherheit und der Europdische Plan fur die
Flugsicherheit werden beide von der Analyse und der Téatigkeit des Netzes von
L uftfahrt-Sicherheitsanalysten profitieren.

Mehr Transparenz gegeniiber der breiten Offentlichkeit

Durch den Vorschlag wird die notwendige Vertraulichkeit bestimmter Informationen
gewahrt, jedoch gleichzeitig mehr Transparenz in Angelegenheiten der
Luftfahrtsicherheit fur die breite Offentlichkeit geschaffen, indem jahrliche
Sicherheitsberichte verdffentlicht werden, die Informationen tber die gemald dieser
Verordnung getroffenen Mal3nahmen sowie Trends und aggregierte Daten enthalten.
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3.2.

3.3.

3.4.

3.5.

Rechtsgrundlage
Der Vorschlag stiitzt sich auf Artikel 100 Absatz 2 AEUV.
Subsidiaritatsprinzip

Das Subsidiaritatsprinzip kommt insofern zum Tragen, als der Vorschlag nicht in die
ausschlieffliche Zustandigkeit der Européischen Union féllt. Die Ziele des
Vorschlags kénnen von den Mitgliedstaaten einzeln nicht ausreichend verwirklicht
werden. Durch Mal3nahmen auf Ebene der EU kodnnen die Ziele des Vorschlags
besser erreicht werden.

Die Ziele des Vorschlags kénnen aus folgenden Griinden besser durch Mal3nahmen
der Europdischen Union erreicht werden: Erstens besteht Bedarf an einer
Harmonisierung der Meldung von Ereignissen und der Regeln fir die Nutzung und
den Schutz von Informationen sowie den Schutz der Meldenden. Zweitens ist es aus
Grunden der Sicherheit notwendig, das System fir den Informationsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten zu starken und zu gewéhrleisten, dass diese
Informationen analysiert und in alen Mitgliedstaaten weiterverfolgt werden.
Aullerdem konnen Fragen wie der Zugang zu den Daten im Européischen
Zentralspeicher und die Schaffung von Verfahren und Instrumenten zur Analyse
dieser Daten nicht auf nationaler Ebene geregelt werden, da es hierbel um eine
europdische Datenbank geht, so dass die Mainahmen auf EU-Ebene getroffen
werden sollten. MalRnahmen auf nationaler Ebene sind unbedingt erforderlich, doch
reicht dies nicht aus, um das gute Funktionieren des Systems insgesamt
sicherzustellen und so zur Verbesserung der Sicherheit im Luftverkehr beizutragen.
Das Ziel der Verbesserung der Sicherheit im Luftverkehr kann auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden, weil in einzelnen Mitgliedstaaten
isoliert betriebene Meldesysteme weniger wirksam sind als ein koordiniertes Netz
mit Informationsaustausch, das es erlaubt, mogliche Sicherheitsrisiken und wichtige
Risikobereiche auf EU-Ebene zu erkennen.

Der Vorschlag steht daher mit dem Subsidiaritétsprinzip im Einklang.
Grundsatz der Verhaltnismagigkeit

Der Vorschlag wird dem Grundsatz der Verhadltnisméafdigkeit gerecht. Die zusétzliche
Belastung fir die Branche und die nationalen Behotrden ist auf das zur Erhéhung der
Effizienz und der Gesamtqualitét des Systems notwendige Mal3 beschrankt. Der
Vorschlag beinhaltet Kosten fur die Umsetzung der die Anayse und
Weiterverfolgung von Ereignissen betreffenden Vorschriften, doch dirften diese
durch den wirtschaftlichen Nutzen einer geringeren Anzahl von Unféllen und damit
verbundener Todesfalle ausgeglichen werden.

Wahl des Rechtsinstruments

Der Rechtsakt misste allgemein anwendbar sein. Als Rechtsinstrument wird eine
Verordnung vorgeschlagen.

Andere Instrumente wéaren vor alem aus folgenden Griinden nicht angemessen:
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5.2.

o Durch den Vorschlag werden Rechte und Pflichten der Européischen Agentur
fur Flugsicherheit festgelegt, so dass eine Richtlinie nicht in Frage kommt.

o Zahlreiche festgestellte Mangel und Problembereiche innerhalb des bisherigen
Rechtsrahmens hangen mit der unterschiedlichen Umsetzung in den
Mitgliedstaaten zusammen. Die voneinander abweichende Praxis, die ein
Ergebnis der aktuellen Richtlinie ist, zeigt deutlich, dass eine Richtlinie nicht
das geeignete Instrument darstellt, wenn es um die einmtige und einheitliche
Anwendung von Rechtsvorschriften in einem Bereich geht, in dem dies aus
Grunden der Sicherheit erforderlich ist.

Daher ist das zweckmdalligste Rechtsinstrument eine Verordnung, da alternative
Optionen zum Erreichen der angestrebten Ziele nicht ausreichend wéren.

AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die Haushal tsauswirkungen des Aufbaus eines gemeinsamen
Risikoklassifizierungssystems der EU und der Ausweitung der zugewiesenen Mittel
auf die Entwicklung von ECCAIRS und die Verwaltung des Européischen
Zentralspeichers sind bereits durch den mehrjahrigen Finanzrahmen abgedeckt.

Die Auswirkungen dieses Vorschlags auf den Haushalt betreffen zusétzliche
Humanressourcen fur die Européische Agentur fur Flugsicherheit (die ist am Netz
von Analysten beteiligt ist) und zusdtzliche Mittel fur Dienstreisen und
Beratungstatigkeiten.

Sowohl die zusdtzlichen Humanressourcen (zwei auf 300000 EUR pro Jahr
veranschlagte Posten) as auch die zusédtzlichen Mittel (auf 65000 EUR
veranschlagte Kosten von Dienstreisen und Beratungstétigkeiten) sind voll abgedeckt
durch Umschichtungen der vorhandenen Ressourcen der Agentur, so dass die
Auswirkung auf den EU-Haushalt neutral ist.

FAKULTATIVE ANGABEN

Vereinfachung

Durch den Vorschlag werden Rechtsvorschriften vereinfacht, da er eine Richtlinie
und zwei Verordnungen der Kommission durch einen einzigen Rechtsakt — eine
Verordnung des Europédischen Parlaments und des Rates — ersetzt und keine
nationalen Durchfihrungsmal3nahmen erfordert.

Aufhebung geltender Rechtsvor schriften

Die Annahme des Vorschlags fuhrt zur Aufhebung der bestehenden Richtlinie
2003/42/EG Uber die Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, der Verordnung
(EG) Nr. 1321/2007 der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 1330/2007 der
Kommission sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 996/2010.
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5.3.

Européischer Wirtschaftsraum

Der vorgeschlagene Rechtsakt ist von Bedeutung fir den Européaischen
Wirtschaftsraum und sollte deshalb auf den EWR ausgeweitet werden.
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2012/0361 (COD)
Vorschlag fur eine
VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES

uber die Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 996/2010 und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/42/EG, der Verordnung (EG)
Nr. 1321/2007 der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 1330/2007 der
Kommission

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf
Artikel 100 Absatz 2,

auf Vorschlag der Européi schen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européi schen Wirtschafts- und Sozialausschusses’,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen™®,

nach Anhérung des Européischen Datenschutzbeauftragten™,

gemal3 dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwagung nachstehender Grinde:

(1) In der Zivilluftfahrt in der Union sollte ein hoher und einheitlicher allgemeiner
Sicherheitsstandard gewéhrleistet werden und es sollten alle Anstrengungen zur
Verringerung der Zahl von Unféllen und Storungen unternommen werden, um
sicherzustellen, dass die Offentlichkeit Vertrauen in den Luftverkehr hat.

(20 Die Quote todlicher Unfédlle in der Zivilluftfahrt ist im letzten Jahrzehnt im
Wesentlichen konstant geblieben. Jedoch steht zu befiirchten, dass es aufgrund des
prognostizierten Anstiegs des Verkehrs in den nachsten Jahrzehnten zu einem Anstieg
der Unfallzahlen kommen konnte.

€] Die Verordnung (EU) Nr. 996/2010 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom
20. Oktober 2010 Uber die Untersuchung und Verhitung von Unfallen und Stérungen

o ABIl.Cvom, S..
10 ABIl.Cvom, S..
n ABI.C[..]vom][...],S.[...].
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(4)

()

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

in der Zivilluftfahrt'> bezweckt die Unfallvermeidung durch Erleichterung der
Durchfiihrung zugiger und effizienter Sicherheitsuntersuchungen von hoher Qualitét.
Diese Verordnung sollte keinen Einfluss auf das geméd3 der Verordnung (EU)
Nr.996/2010 von den nationaden Sicherheitsuntersuchungsstellen verwaltete
Verfahren zur Untersuchung von Unféllen und Stérungen haben.

Erfahrungsgemald weisen haufig bereits vor Eintritt eines Unfalls eine Reihe von
Stérungen und anderen Fehlern auf Sicherheitsrisiken hin. Aul3erdem ist zwar die
Fahigkeit, Lehren aus Unféllen zu ziehen, von entscheidender Bedeutung, doch ist
deutlich geworden, dass die rein reaktiven Systeme an ihre Grenzen stof3en, wenn es
darum geht, weitere Verbesserungen zu erzielen. Die Union und ihre Mitgliedstaaten
sollten proaktivere und evidenzbasierte Sicherheitsverfahren mit Schwerpunkt auf der
Unfalverhitung anstreben, indem ale verfigbaren Sicherheitsinformationen,
einschliefdich der Informationen Uber Ereignisse in der Zivilluftfahrt, analysiert
werden.

Zur Verbesserung der Sicherheit der Zivilluftfahrt sollten sicherheitsrelevante
Informationen gemeldet, erfasst, gespeichert, geschiitzt, ausgetauscht, verbreitet und
analysiert sowie auf der Grundlage der erhobenen Daten geeignete
Sicherheitsmal3nahmen getroffen werden. Dieser proaktive und evidenzbasierte Ansatz
sollte von den zustdndigen Flugsicherheitsbehdrden der Mitgliedstaaten, von
Organisationen as Teil ihres Sicherheitsmanagementsystems und von der
Européischen Agentur fir Flugsicherheit (EASA) umgesetzt werden.

Systeme zur Erfassung meldepflichtiger Ereignisse bzw. zur Erstattung freiwilliger
Meldungen, die es Einzelpersonen erméglichen, Angaben zu Ereignissen zu melden,
sollten eingerichtet und die erfassten Informationen an die Behotrde Ubermittelt
werden, die dafur zustandig ist, auf der Grundlage der erfassten Ereignisse
Maldnahmen zur Erhéhung der Sicherheit in der Zivilluftfahrt zu treffen.

Die in verschiedenen Bereichen der Zivilluftfahrt tétigen Personen, die Kenntnis von
solchen fir die Unfallverhitung relevanten Ereignissen erlangen, sollten diese melden.

Die Entwicklung anderer Instrumente zur Erfassung von Sicherheitsinformationen
neben den in diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen Systemen sollte gefdrdert
werden, um alle Informationen, die zur Erhdhung der Sicherheit im Luftverkehr
beitragen kénnten, zu erfassen.

Sicherheitsuntersuchungsstellen sollten vollstandigen Zugang zu Einzelheiten Uber
von ihren Mitgliedstaaten erfasste Ereignisse oder gespeicherte Meldungen von
Ereignissen erhalten, um entscheiden zu kénnen, welche Stérungen moglicherweise
eine Sicherheitsuntersuchung erfordern und um im Interesse der Flugsicherheit
sicherheitstechnische L ehren daraus zu ziehen.

Qualitativ hochwertige und vollstandige Daten sind unbedingt erforderlich, da auf
ungenauen Daten beruhende Analysen und Trends zu irrefiihrenden Ergebnissen sowie
dazu fuhren konnen, dass die Anstrengungen sich auf Bereiche konzentrieren, in
denen keine Malinahmen erforderlich sind. AulRerdem konnen solche ungenauen
Daten dazu fuhren, dass das Vertrauen in von den Meldesystemen ausgehende
Informationen schwindet. Im Interesse der Gewahrleistung von Quadlitdt und

12
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(11)

(12)

(13)

(14)

(15)

(16)

Vollsténdigkeit der Meldungen von Ereignissen sollten diese Mindestangaben
enthalten, die sich je nach Ereigniskategorie unterscheiden kénnen. Auf3erdem sollten
Verfahren zur Kontrolle der Qualitdt von Informationen und zur Gewahrleistung der
Ubereinstimmung zwischen der Meldung eines Ereignisses und den urspriinglich
erfassten Angaben des Meldenden eingefihrt werden. Auch sollten, mit Unterstiitzung
der Kommission, angemessene L eitfaden entwickelt werden, um insbesondere Qualitét
und Vollstéandigkeit der Daten sowie eine schlussige und einheitliche
Zusammenfihrung von Daten in Datenbanken sicherzustellen. Ferner sollten, vor
allem von der Kommission, Workshops im Hinblick auf die notwendige Unterstiitzung
organisiert werden.

Ein gemeinsames européi sches Risikoklassifizierungssystem sollte entwickelt werden,
damit bei der Betrachtung einzelner Sicherheitsereignisse mit hohem Gefahrengrad
schnell festgestellt werden kann, welche Mal3nahmen zu ergreifen sind. Es sollte
ferner bel der Betrachtung aggregierter Informationen die Bestimmung der wichtigsten
Risikobereiche ermdglichen. Ein solches System durfte die Mitgliedstaaten bei der
Bewertung von Ereignissen und der Entscheidung darliber unterstiitzen, worauf sie
ihre Anstrengungen am besten konzentrieren sollten. Es sollte ferner bei der
Betrachtung aggregierter Informationen aus europdischem Blickwinkel die
Bestimmung der wichtigsten Risikobereiche in der Union ermoglichen und die im
Rahmen des Europaischen Programms fur Flugsicherheit und des Européischen Plans
fur die Flugsicherheit geleistete Arbeit unterstiitzen. Angemessene Unterstiitzung
sollte geleistet werden, um eine schlissige und einheitliche Risikoklassifizierung in
allen Mitgliedstaaten zu gewéahrleisten.

Meldungen von Ereignissen sollten in Datenbanken gespeichert werden, die mit
ECCAIRS (der von allen Mitgliedstaaten und dem Europaischen Zentralspeicher fir
die Speicherung der Meldungen von Ereignissen verwendeten Software) und mit der
ADREP-Systematik der ICAO (die auch fur die ECCAIRS-Software herangezogen
wird) kompatibel sind, um den Informationsaustausch zu erleichtern.

Ereignisse mit Betelligung von Luftfahrzeugen, die in einem Mitgliedstaat eingetragen
sind oder von einer in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Organisation betrieben
werden, sollten auch dann gemeldet werden, wenn sie sich aul3erhalb des Gebiets der
Mitgliedstaaten zugetragen haben.

Informationen Uber Ereignisse sollten innerhalb der Union ausgetauscht werden.
Dadurch dirfte vor allem die Ermittlung tatséchlicher oder potenzieller Risiken
erheblich verbessert werden. Aul3erdem durfte dadurch ermdglicht werden, dass die
Mitgliedstaaten alle erforderlichen Informationen Uber Ereignisse, die sich in ihrem
Gebiet zutragen, aber einem anderen Mitgliedstaat gemeldet werden, zu erhalten.

Beim Austausch solcher Informationen tber Ereignisse sollte beachtet werden, dass
sein Zweck die Verhinderung von Unfdlen und Stérungen ist, weshalb eine
Beurteilung von Schuld- und Haftungsfragen wie auch ein Benchmarking-Vergleich
der erreichten Sicherheitsstandards auszuschlief3en sind.

Der Austausch solch groRRer Informationsmengen zwischen den Mitgliedstaaten, der

Kommission und der EASA efolgt am effizientesten mit Hilfe des Européischen
Zentralspeichers.
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(17)

(18)

(19)

(20)

(21)

(22)

(23)

(24)

(25)

Alle sicherheitsbezogenen Informationen tber in der Union erfasste Meldungen von
Ereignissen sollten unverziglich in den Européischen Zentralspeicher Ubertragen
werden. Dazu sollte die Erfassung von Storungen, aber auch von Informationen, die
sich aus der Untersuchung von Unfdllen und Stérungen gemald der
Verordnung (EU) Nr. 996/2010 ergeben, zdhlen.

Die in nationalen Datenbanken gespeicherten Informationen Uber Ereignisse auf
nationaler Ebene sollten dieser Verordnung unterliegen.

Im Européischen Zentralspeicher enthaltene Sicherheitsinformationen sollten den fur
die Sicherheitsaufsicht in der Zivilluftfahrt zusténdigen Stellen, einschliefdich der
EASA, und den fir die Untersuchung von Unfélen und Stérungen in der Zivilluftfahrt
innerhalb der Union zustandigen Stellen in vollem Umfang zur Verfligung stehen.

Die interessierten Kreise kénnen um Zugang zu bestimmten im Europaischen
Zentral speicher enthaltenen Informationen ersuchen.

Da die nationden Ansprechstellen die interessierten Kreise in ihrem eigenen
Mitgliedstaat am besten kennen, sollten die nationalen Ansprechstellen Anfragen
interessierter Kreise mit Sitz im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates
bearbeiten. Anfragen interesserter Kreise aus Drittlandern und Anfragen
internationaler Organisationen sollten hingegen von der Kommission bearbeitet
werden.

Die in den Meldungen von Ereignissen enthaltenen Informationen sollten analysiert
und die Sicherheitsrisiken bestimmt werden. Daraufhin sollten geeignete Mal3nahmen
zur Verbesserung der Luftfahrtsicherheit unverziglich festgelegt und umgesetzt
werden. Informationen Uber die Analyse und Weliterverfolgung von Ereignissen
sollten innerhalb von Organisationen und Behdrden der Mitgliedstaaten verbreitet
werden, da Rickmeldungen zu gemeldeten Ereignissen ein guter Anreiz fur
Einzel personen sind, Ereignisse zu melden.

Die Wirksamkeit von Sicherheitsmal3nahmen sollte tberwacht und erforderlichenfalls
sollten zusétzliche Maldnahmen getroffen werden, um sicherzustellen, dass die
Sicherheitsméngel ordnungsgeméald behoben wurden. Die in den Meldungen von
Ereignissen enthaltenen Informationen sollten auch in Form aggregierter Daten
genutzt werden, um Tendenzen festzustellen.

Bei der Festlegung der in ihre staatlichen Sicherheitsprogramme aufzunehmenden
Malinahmen und um zu gewéhrleisten, dass die Mal3hahmen evidenzbasiert sind,
sollten die Mitgliedstaaten die aus den erfassten Meldungen von Ereignissen
stammenden Informationen und ihre Analyse heranziehen.

Da das Zie der Verbesserung der Sicherheit im Luftverkehr auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann, well in einzelnen
Mitgliedstaaten isoliert betriebene Meldesysteme weniger wirksam sind as en
koordiniertes Netz mit Informationsaustausch, das es erlaubt, mogliche
Sicherheitsrisiken und wichtige Risikobereiche auf Unionsebene zu erkennen, sollte
die Analyse auf nationaler Ebene durch Analyse und Weiterverfolgung auf
Unionsebene erganzt werden, um eine bessere Verhitung von Unféllen und Stérungen
in der Luftfahrt sicherzustellen. Diese Aufgabe auf Unionsebene sollte von einem Netz
von Luftfahrt-Sicherheitsanalysten durchgeftihrt werden.
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(26)

(27)

(28)

(29)

(30)

(31)

Das Européische Programm fir Flugsicherheit und der Européische Plan fur die
Flugsicherheit sollten vor allem auf die Arbeit des Netzes von Luftfahrt-
Sicherheitsanalysten zurtickgreifen kdnnen, wenn es darum geht, die auf Unionsebene
umzusetzenden MalRnahmen in evidenzbasierter Weise festzulegen.

Fir die Offentlichkeit sollten aggregierte Informationen (iber das Sicherheitsniveau im
Luftverkehr in den Mitgliedstaaten und in der Union bereitgestellt werden. Diese
Information sollten vor alem die Tendenzen und Anaysen, die sich aus der
Umsetzung dieser Verordnung durch die Mitgliedstaaten ergeben, sowie
Informationen Gber den Inhalt des Européischen Zentral speichers in aggregierter Form
abdecken.

Das Sicherheitssystem in der Zivilluftfahrt beruht auf Riickmeldungen und Lehren, die
aus Unfédlen und Stérungen gezogen werden. Die Meldung von Ereignissen und die
Nutzung von Ereignissen zu Sicherheitszwecken beruhen auf einem
Vertrauensverhdtnis zwischen dem Meldenden und der fur die Erfassung und
Auswertung des Ereignisses zustandigen Stelle. Dies erfordert die strikte Anwendung
der  Regelungen Uber die Vertraulichkeit. Mit dem  Schutz  von
Sicherheitsinformationen vor unangemessener Verwendung und der Beschrénkung des
Zugangs zum Europdischen Zentralspeicher auf interessierte Kreise, die an der
Verbesserung der Sicherheit in der Zivilluftfahrt mitwirken, soll die kontinuierliche
Verfugbarkeit von Sicherheitsinformationen  sichergestellt werden, so dass
ordnungsgemél3e und rechtzeitige Préventivmal3nahmen getroffen werden konnen und
die Sicherheit im Luftverkehr erhéht wird. In diesem Zusammenhang sollten sensitive
Sicherheitsinformationen in angemessener Weise geschitzt und ihre Erfassung
dadurch sichergestellt werden, dass ihre vertrauliche Behandlung, der Quellenschutz
und das Vertrauen der in der Zivilluftfahrt t&tigen Personen gewahrleistet werden. Um
die Vertraulichkeit von Informationen, die durch Systeme zur Meldung von
Ereignissen erfasst wurden, zu wahren, sollten geeignete Mal3nahmen ergriffen und
der Zugang zum Européischen Zentralspeicher sollte beschrankt werden. Nationale
Rechtsakte zur Informationsfreiheit sollten der notwendigen Vertraulichkelt dieser
Informationen Rechnung tragen. Die erfassten Informationen sollten angemessen vor
unautorisierter Verwendung oder Offenlegung geschitzt werden. Sie sollten
ausschliefdlich zum Zweck der Erhaltung oder Verbesserung der Luftfahrtsicherheit,
nicht zur Klarung von Schuld- oder Haftungsfragen genutzt werden.

Personen, die gemal3 der Verordnung ein Ereignis gemeldet haben, sollten angemessen
geschitzt werden. In diesem Zusammenhang sollten Ereignismeldungen anonymisiert
und Einzelheiten zum Meldenden nicht in Datenbanken gespeichert werden.

Aullerdem <sollte das System in der Zivilluftfahrt dazu dienen, spontane
Ereignismeldungen dadurch zu erleichtern, dass mit ihnen keine Sanktionen
verbunden sind, und somit einen Beitrag zu Fortschritten beim Grundsatz der ,, Kultur
des gerechten Umgangs (,,Just Culture*)” leisten. Die Tatsache, dass mit ihnen keine
Sanktionen verbunden sind, sollte nicht verhindern, dass die zur Erhaltung oder
Verbesserung des Sicherheitsniveaus im Luftverkehr erforderlichen Mal3nahmen
getroffen werden.

Eine ,Kultur des gerechten Umgangs® sollte Einzelpersonen zur Meldung
sicherheitsbezogener Informationen ermutigen, ohne sie von ihrer normaen
Verantwortung zu entbinden. In diesem Zusammenhang sollten Beschéftigte — aul3er
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(32)

(33)

(34)

(35)

(36)

(37)

(38)

bei grober Fahrlassigkeit — nicht auf der Grundlage der Informationen, die sie gemal3
dieser Verordnung Ubermittelt haben, bestraft werden.

Um den Meldenden vor Nachteilen oder Strafverfolgung zu schitzen, muss der
Begriff der groben Fahrléssigkeit unbedingt einheitlich definiert wird.

Gemeldete Ereignisse sollten von benannten, unabhéngig von anderen Dienststellen
arbeitenden Personen bearbeitet werden, um zur Umsetzung der ,, Kultur des gerechten
Umgangs® beizutragen und das Vertrauen des Einzelnen in das System zu stérken.

Die Beschéftigten sollten die Mdglichkeit haben, VerstoRe gegen Grundsédtze zu
melden, durch die ihr Schutz geméR dieser Verordnung eingeschrankt wird. Die
Mitgliedstaaten sollten die Auswirkungen fir digjenigen, die gegen den Grundsatz des
Schutzes des Meldenden verstolien, sowie erforderlichenfalls Sanktionen festlegen.

Einzelpersonen werden moglicherweise durch die Furcht vor einer Selbstbelastung
und ihren mdoglichen Auswirkungen in Bezug auf Strafverfolgung durch
Justizbehdrden davon abgehalten, Ereignisse zu melden. In diesem Zusammenhang
sollten die Mitgliedstaaten auf3er bei grober Fahrléssigkeit kein Verfahren gegen einen
Meldenden aufgrund seiner Meldung einleiten. Auf3erdem sollte die Zusammenarbeit
zwischen Sicherheits- und Justizbehdrden durch im Voraus getroffene Regelungen, die
das ausgewogene Verhdltnis zwischen den unterschiedlichen einschldgigen
Offentlichen Interessen beachten und insbesondere den Zugang zu den und die
Nutzung der in den nationalen Datenbanken enthaltenen Meldungen von Ereignissen
abdecken, verstarkt und formalisiert werden.

Um die notwendige Flexibilitét sicherzustellen und die Angaben in den Anhangen zu
diesr Verordnung zu aktualiseren sowie en gemeinsames europaisches
Risikoklassifizierungssystem festzulegen, die Mal3nahmen fir die Zusammenfihrung
im Europédischen Zentralspeicher zu aktualiseren und die Verbreitung der im
Europédischen Zentralspeicher enthatenen Informationen auszuweiten oder zu
beschranken, sollte die Kommission erméchtigt werden, delegierte Rechtsakte gemald
Artikel 290 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union zu erlassen.
Besonders wichtig ist, dass die Kommission bei ihren Vorarbeiten angemessene
Konsultationen — auch auf Sachverstandigenebene — durchfiihrt. Bei der Vorbereitung
und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewahrleisten, dass
die einschlagigen Dokumente dem Europdischen Parlament und dem Rat gleichzeitig,
rechtzeitig und ordnungsgemal3 Gbermittelt werden.

Um einheitliche Bedingungen fur die Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen,
sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse im Hinblick auf die Einrichtung des
gemeinsamen europaischen Risikoklassifizierungssystems und die Verwaltung des
Europdischen Zentralspeichers Ubertragen werden. Diese Befugnisse sollten im
Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und
des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und
Grundsdtze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der
Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren, ausgetibt werden>.

Die Regelungen Uber Datenverarbeitung und den Schutz natirlicher Personen gemaf}
der Richtlinie95/46/EG des Europaischen Parlament und des Rates vom

13
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(39)

(40)

(41)

(42)

24. Oktober 1995 zum Schutz natlrlicher Personen bel der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freilen Datenverkehr® und  der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlament und des Rates vom
18. Dezember 2000 zum Schutz natlrlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und
zum freien Datenverkehr™ sollten bei der Anwendung dieser Verordnung in vollem
Umfang beachtet werden. Die Regelungen Uber den Zugang zu Daten geméald der
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom
30. Mai 2001 (iber den Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten des Européischen
Parlaments, des Rates und der Kommission®® sollten bei der Anwendung dieser
Verordnung in vollem Umfang beachtet werden, es sei denn, es handelt sich um die
Verbreitung von im Europadischen Zentralspeicher enthaltenen Daten und
Informationen, die nach strengeren Zugangsregeln gemald dieser Verordnung
geschitzt sind.

Sanktionen sollten insbesondere die Bestrafung von Personen oder Stellen
ermoglichen, die entgegen dieser Verordnung Informationen, die nach dieser
Verordnung geschitzt sind, missbrauchlich verwenden, denjenigen, der ein Ereignis
meldet, Nachteile erfahren lassen (aul3er bei grober Fahrlassigkeit), kein zur Erfassung
von Angaben zu Ereignissen geeignetes Umfeld schaffen, die erfassten Informationen
nicht analysieren und die festgestellten Sicherheitsmangel oder potenziellen
Sicherheitsmangel nicht beheben, oder die gemal dieser Verordnung erfassten
Informationen nicht austauschen.

Da das Ziel der Verordnung, ndmlich die Festlegung gemeinsamer Vorschriften im
Bereich der Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann und daher wegen deren
europaweiter Geltung und Wirkung besser auf Unionsebene zu erreichen ist, kann die
Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags Uber die Europaische Union
niedergelegten Subsidiaritétsprinzip tatig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der Verhdtnismalligkeit geht diese Verordnung nicht
Uber das fur die Erreichung dieses Ziels erforderliche Mal? hinaus.

Die Verordnung (EU) Nr. 996/2010 sollte geandert werden.

Die Richtlinie 2003/42/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
13. Juni 2003 Uber die Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt'', die
Verordnung (EG) Nr. 1321/2007 der Kommission vom 12. November 2007 zur
Festlegung von DurchfUhrungsbestimmungen fir die Zusammenfihrung von
Informationen tber Ereignisse in der Zivilluftfahrt in einem Zentralspeicher'® und die
Verordnung (EG) Nr. 1330/2007 der Kommission vom 24. September 2007 zur
Festlegung von Durchfiihrungsbestimmungen fir die Weitergabe von Informationen
liber Ereignisse in der Zivilluftfahrt an interessierte Kreise™ sollten aufgehoben
werden —
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand

Diese Verordnung dient der Verbesserung der Flugsicherheit, indem gewahrleistet
wird, dass fur die Sicherheit der Zivilluftfahrt relevante Informationen gemeldet,
erfasst, gespeichert, geschitzt, ausgetauscht, verbreitet und analysiert sowie auf der
Grundlage der erhobenen Daten geeignete Sicherheitsmal3nahmen getroffen werden.
Sie enthélt ferner Vorschriften fir die Zusammenfihrung der erfassten Informationen
in einem Europaischen Zentralspeicher und ihre Verbreitung an interessierte Kreise
mit dem Ziel, diesen die Informationen zukommen zu lassen, die sie zur
Verbesserung der Sicherheit in der Zivilluftfahrt benctigen.

Die Erfassung von Ereignismeldungen dient ausschliefdlich der Verhitung von
Unfallen und Stérungen, nicht der Kl&rung von Schuld- oder Haftungsfragen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1)

2

3)

(4)

()

(6)

»Anonymisierung“: die Tilgung aller auf den Meldenden bezogenen personlichen
Angaben und der technischen Angaben, die Rickschlisse auf die ldentitdt des
Meldenden oder Dritter ermdglichen, aus den Ubermittelten Meldungen von
Ereignissen;

» Europdisches Programm fur Flugsicherheit“: das integrierte Bindel von Vorschriften
auf Unionsebene sowie die Tatigkeiten und Verfahren im Hinblick auf en
gemeinsames Sicherheitsmanagement auf européischer Ebene;

» Europaischer Plan fur die Flugsicherheit: die Bewertung von Sicherheitsfragen und
der damit verbundene Aktionsplan auf europaischer Ebene;

,Grobe Fahrlassigkeit: ene offenkundige und vorsdtzliche Verletzung der
Sorgfatspflicht, durch die unmittelbar ein vorhersehbar Schaden fir eine Person oder
einen Gegenstand herbeigefuhrt oder das Sicherheitsniveau im Luftverkehr gemindert
wird;

»Storung”: ein Ereignis aul3er einem Unfall, das mit dem Betrieb eines Luftfahrzeugs
zusammenhangt und den sicheren Betrieb beeintréchtigt oder beeintrachtigen konnte;

»interessierte Kreise": alle natlirlichen Personen, juristischen Personen oder offiziellen
Stellen — mit oder ohne Rechtspersonlichkeit —, die, wenn sie Zugang zu den von
den Mitgliedstaaten ausgetauschten Informationen haben, an der Verbesserung der
Sicherheit in der Zivilluftfahrt mitwirken konnen und die einer der durch diese
Verordnung festgel egten Kategorien interessierter Kreise angehdren;
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(")

(8)

9)

(10)

(11)

(12)

(13)

»Kultur des gerechten Umgangs (,Just Culture”)*: eine Kultur, bel der operative
Mitarbeiter oder andere nicht fir ihre Handlungen, Unterlassungen oder
Entscheidungen, die ihrer Erfahrung und Ausbildung entsprechen, bestraft werden,
aber grobe Fahrlassigkeit, vorsédtzliche Verstéle und destruktives Handeln nicht
toleriert werden;

»Ereignis‘: ein Ereignis, das in Zusammenhang mit der Sicherheit in der Luftfahrt von
wesentlicher Bedeutung ist oder sein konnte und insbesondere Unfélle und schwere
Stérungen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 16 der Verordnung (EU)
Nr. 996/2010 sowie Stérungen umfasst;

»,Organisation”: jede Art von Organisation, die Produkte und/oder Dienstleistungen
der Luftfahrtbranche bereitstellt, und insbesondere L uftfahrzeugbetreiber, genehmigte
Instandhaltungsbetriebe, fir Musterbauart und/oder die Herstellung von
Luftfahrzeugen zustdndige Organisationen, Flugsicherungsorganisationen  und
zertifizierte Flugplétze;

~Ansprechstelle”: die von jedem Mitgliedstaat gemal® Artikel 6 Absatz 2 benannte
zustandige Behorde, wenn es sich um eine Informationsanfrage interessierter Kreise
mit Sitz in einem Mitgliedstaat handelt bzw. die Kommission, wenn es sich um eine
Informationsanfrage interessierter Kreise, die nicht in der Union ansassig sind,
handelt;

»Sicherheitsuntersuchungsstelle”: die stéandige nationale Untersuchungsstelle fur die
Sicherheit der Zivilluftfahrt, die Sicherheitsuntersuchungen gemald Artikel 4 der
Verordnung (EU) Nr. 996/2010 durchfihrt oder beaufsichtigt;

» 3 cherheitsmanagementsystem®: ein  systematischer  Ansatz  fir  das
Sicherheitsmanagement einschliefdlich der erforderlichen Organisationsstrukturen,
Rechenschaftspflichten, Strategien und Verfahren;

»Staatliches Sicherheitsprogramm®: ein integriertes Bindel von Rechtsvorschriften
und Téatigkeiten, die von einem Mitgliedstaat fur das Management der Sicherheit der
Zivilluftfahrt entwickelt werden.

Artikel 3

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt fur Ereignisse, die ein Luftfahrzeug, seine Insassen oder Dritte
gefahrden bzw. - wenn keine Gegenmal3nahmen ergriffen werden - geféhrden wirden. Ein
Verzeichnis der zu meldenden Stérungen ist in Anhang | aufgefihrt.

Artikel 4
Meldepflicht
Um die Erfassung von Angaben zu Ereignissen zu erleichtern, wird von jeder

Organisation mit Sitz in einem Mitgliedstaat ein System zur Erfassung
meldepflichtiger Ereignisse eingerichtet.
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@

(b)

(©

(d)

(€)

(f)

(9)

Um die Erfassung von Angaben zu Ereignissen, einschliefdich der Erfassung von
Angaben zu Ereignissen, die bei Organisationen gemal3 Absatz 1 eingegangen sind,
zu erleichtern, wird von jedem Mitgliedstaat ein System zur Erfassung
meldepflichtiger Ereignisse eingerichtet.

Folgende Personen melden Ereignisse gemdald Artikel 3 Uber das von der
Organisation, bei der sie beschéftigt sind, eingerichtete System nach Absatz 1 oder
Uber das von den Mitgliedstaaten eingerichtete System nach Absatz 2:

Kommandant eines in einem Mitgliedstaat registrierten Luftfahrzeugs oder eines
aul3erhalb der Union registrierten Luftfahrzeugs, das von einem Betreiber, tiber den
ein Mitgliedstaat die Aufsicht austibt, oder von einem in der Union niedergelassen
Betreiber eingesetzt wird;

Personen, die gewerbsmallig turbinengetriebene  Luftfahrzeuge  oder
Verkehrgluftfahrzeuge oder Ausriistungen oder Teile davon unter der Aufsicht eines
Mitgliedstaates oder unter Aufsicht der Europédischen Agentur fur Flugsicherheit
(EASA) konstruieren, herstellen, instand halten oder verandern;

Personen, die einen Nachprifschein (,, Certificate of maintenance review") oder die
Bescheinigung der Freigabe zum Betrieb (,, Certificate of release to service®) fir ein
turbinengetriebenes  Luftfahrzeug oder ein Verkehrduftfahrzeug oder fir
Ausristungen oder Teile davon unter der Aufsicht eines Mitgliedstaates oder unter
Aufsicht der EASA unterzeichnen;

Personen, die eine Funktion ausiiben, die eine von einem Mitgliedstaat erteilte
Genehmigung als Fluglotse oder al's Fluginformationsdienst-L otse voraussetzt;

Leiter eines Flughafens, auf den die Verordnung (EG) Nr.1008/2008 des
Europaischen Parlaments und des Rates?® Anwendung findet;

Personen, die eine Funktion im Zusammenhang mit dem Einbau, der Veranderung,
Instandhaltung, Reparatur, Uberholung, Flugprifung oder Kontrolle von
Flugsicherungseinrichtungen, fur die ein Mitgliedstaat die Verantwortung tragt,
ausiiben;

Personen, die auf einem von der Verordnung (EG) Nr.1008/2008 erfassten
Flughafen eine Funktion im Zusammenhang mit der Abfertigung von Luftfahrzeugen
am Boden ausiben, einschliefdlich Betankung, Servicearbeiten, Erstellung des
Massen- und Schwerpunktnachweises sowie Beladen, Enteisen und Schleppen des
Flugzeugs.

Jede in Absatz 3 aufgefiihrte Person meldet Ereignisse innerhalb der Frist und gemal3
den Anforderungen in Anhang |1 Nummer 1.

Jede von einem Mitgliedstaat zertifizierte oder zugel assene Organisation Ubermittelt
der zustdndigen Behorde dieses Mitgliedstaat nach Artikel 6 Absatz 2 die erfassten
Angaben zu Ereignissen nach Absatz 1.

20
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Jede von der EASA zertifizierte oder zugelassene Organisation Ubermittelt der
EASA die erfassten Angaben zu Ereignissen nach Absatz 1.

Artikel 5
Freiwillige Meldungen

Um die Erfassung von Angaben zu Ereignissen zu erleichtern, die moglicherweise
nicht unter die Meldepflicht fallen, die aber vom Meldenden als tatséchliches oder
potenzielles Risiko betrachtet werden, wird von jeder Organisation mit Sitz in einem
Mitgliedstaat ein System zur Erstattung freiwilliger Meldungen eingerichtet.

Um die Erfassung von Angaben zu Ereignissen zu erleichtern, die moglicherweise
nicht unter die Meldepflicht fallen, die aber vom Meldenden als tatséchliches oder
potenzielles Risiko betrachtet werden, einschliefdlich der Erfassung von Angaben zu
Ereignissen, die bei Organisationen gemald Absatz 1 eingegangen sind, wird von
jedem Mitgliedstaat ein System zur Erstattung freiwilliger Meldungen eingerichtet.

Die Systeme zur Erstattung freiwilliger Meldungen erméglichen die Erfassung von
Angaben zu Ereignissen, die nicht meldepflichtig nach Anhang | sind, und die
Meldung von Ereignissen durch nicht in Artikel 4 Absatz 3 aufgefiihrte Personen.

Jede von einem Mitgliedstaat zertifizierte oder zugel assene Organisation Ubermittelt
der zusténdigen Behorde dieses Mitgliedstaat nach Artikel 6 Absatz 2 die erfassten
Angaben zu Ereignissen nach Absatz 1.

Jede von der EASA zertifizierte oder zugelassene Organisation Ubermittelt der
EASA die erfassten Angaben zu Ereignissen nach Absatz 1.

Mitgliedstaaten und Organisationen konnen andere Verfahren zur Erfassung und
Verarbeitung von Sicherheitsinformationen einrichten, um Angaben zu Ereignissen
zu erfassen, die moglicherweise nicht unter die in Artikel 4 und in den Absétzen 1
und 2 dieses Artikels genannten Meldesysteme fallen. Diese Systeme kdnnen auch
die Meldung an andere als die in Artikel 6 Absatz 2 genannten Stellen und eine
aktive Beteiligung der Branche umfassen.

Artikel 6
Erfassung und Speicherung von I nformationen

Jede Organisation mit Sitz in einem Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere
Personen, die die Erfassung, Auswertung, Verarbeitung, Analyse und Speicherung
von Angaben zu Ereignissen bearbeiten, die gemal3 den Artikeln 4 und 5 gemeldet
werden. Diese benannten Personen arbeiten getrennt und unabhéngig von anderen
Dienststellen der Organisation.

Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere zustandige Behdrden, die ein System
zur Erfassung, Auswertung, Verarbeitung, Analyse und Speicherung von Angaben
zu Ereignissen, die gemald den Artikeln 4 und 5 gemeldet werden, einrichten. Die
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benannten zustandigen Behdrden arbeiten bel der Bearbeitung der gemeldeten
Informationen getrennt und unabhangig von anderen Dienststellen.

Die folgenden Behdrden kénnen, gemeinsam oder getrennt, mit dieser Zustéandigkeit
betraut werden:

(@ dienationale Zivilluftfahrtbehdrde und/oder
(b) die Sicherheitsuntersuchungsstelle und/oder
(c) eneandere mit dieser Aufgabe betraute unabhangige Stelle.

Benennt ein Mitgliedstaat mehr as eine Stelle, so bestimmt er eine von ihnen als
Ansprechstelle fur die Informationslibertragung nach Artikel 8 Absatz 2.

Organisationen speichern Meldungen von Ereignissen, die sich auf gemalR den
Artikeln 4 und 5 erfasste Angaben zu Ereignissen stiitzen, in einer Datenbank.

Die zustandigen Behorden nach Absatz 2 speichern Meldungen von Ereignissen, die
sich auf gemal3 den Artikeln 4 und 5 erfasste Angaben zu Ereignissen stutzen, in
einer Datenbank.

Unfdle oder schwere Stérungen sind ebenfalls in dieser nationalen Datenbank zu
speichern.

Die fur die Umsetzung des staatlichen Sicherheitsprogramms zustandigen Behérden
haben im Rahmen ihrer Verantwortung fur die Sicherheit uneingeschrankten Zugang
zu den in Absatz 4 genannten Datenbanken.

Die Sicherheitsuntersuchungsstellen haben uneingeschrankten Zugang zu den in
Absatz 4 genannten Datenbanken, um ihren Verpflichtungen nach Artikel 5 Absatz 4
der Verordnung (EU) Nr. 996/2010 nachkommen zu kénnen.

Artikel 7
Qualitat und Vollstéandigkeit der Ereignismeldungen

Meldungen von Ereignissen nach Artikel 6 enthalten mindestens die in Anhang 1l
Nummer 2 aufgefihrten Informationen.

Jede Ereignismeldung im  Sinne von Artikel 6 Absatz 4  enthdlt die
Sicherheitsrisikoklassifizierung des erfassten Ereignisses. Die Klassifizierung erfolgt
nach  dem in  Absatz5  festgelegten  gemeinsamen  européischen
Risikoklassifizierungssystem.

Die Organisationen und Mitgliedstaaten legen Verfahren zur Kontrolle der
Datenqualitdt fest, um insbesondere Ubereinstimmung zwischen den
unterschiedlichen Daten in der Meldung eines Ereignisses und den vom Meldenden
urspriinglich gemeldeten Angaben zu Ereignissen sicherzustellen.
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Die in Artikel 6 Absidtze 3 und 4 genannten Datenbanken verwenden zur
Erleichterung des Informationsaustauschs standardisierte Formate und sind mit
ECCAIRS und ADREP kompatible Systeme.

Die Kommission entwickelt en gemeinsames europaisches
Risikoklassifizierungssystem fur die Klassifizierung von Ereignissen nach ihrem
Sicherheitsrisiko. Dabei  berlicksichtigt die Kommission die notwendige
Kompatibilitét mit bestehenden Risikoklassifizierungssystemen.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, erforderlichenfalls delegierte
Rechtsakte gema’ Artikel 18 zur Festlegung des gemeinsamen européischen
Risikoklassifizierungssystems zu erlassen.

Die Kommission legt im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten die Regeln fur die
Umsetzung des gemeinsamen europdi schen Risikoklassifizierungssystems fest. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 19 Absatz 2 genannten
Priufverfahren erlassen.

Die Kommission unterstitzt die zusténdigen Behdrden der Mitgliedstaaten bei ihrer
Aufgabe der Zusammenfihrung von Daten, insbesondere, aber nicht ausschliefflich
bei der Zusammenfihrung der Mindestinformationen nach Absatiz1, der
Risikoklassifizierung von Ereignissen nach Absatz2 und der Festlegung von
Verfahren fur die Kontrolle der Datenqualitdt nach Absatz 3. Diese Unterstiitzung
durch die Kommission, die insbesondere in Form von Leitfaden und Workshops
erfolgt, trégt zur Harmonisierung der Verfahren zur Dateneingabe in den
Mitgliedstaaten bel.

Artikel 8
Européischer Zentralspeicher

Die Kommission verwaltet einen Europdischen Zentralspeicher fur die Speicherung
aller in der Union erfassten Meldungen von Ereignissen.

Jeder Mitgliedstaat vereinbart mit der Kommission die technischen Protokolle fur die
Aktualisierung des Europdischen Zentralspeichers, die durch Ubertragung aller
gemdld Artikel 6 Absaiz 4 in nationalen Datenbanken enthaltenen
sicherheitsbezogenen Informationen erfolgt.

Die EASA vereinbart mit der Kommission die technischen Protokolle fur die
Ubertragung aller gemaR der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Européischen
Parlaments und des Rates” und ihrer Durchfilhrungsbestimmungen erfassten
Meldungen von Ereignissen sowie der in Anwendung von Artikel 4 Absatz 6 und
Artikel 5 Absatz 5 erfassten Informationen in den Europdischen Zentral speicher.

Die Kommission legt im Wege von Durchfihrungsrechtsakten die Regeln fur die
Verwatung des Europdischen Zentralspeichers nach Absatz1 fest. Diese
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Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 19 Absatz 2 genannten
Priufverfahren erlassen.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, erforderlichenfalls delegierte
Rechtsakte nach Artikel 18 zu erlassen, um die Malnahmen betreffend die
Zusammenfhrung im Européischen Zentral speicher gemal3 den Absétzen 2 und 3 zu
aktualisieren.

Artikel 9
| nformationsaustausch

Die Mitgliedstaaten und die EASA nehmen an einem Informationsaustausch teil,
indem sie alle sicherheitsbezogenen, in den jeweiligen Datenbanken fir Meldungen
gespeicherten Informationen den zustandigen Behérden der anderen Mitgliedstaaten,
der EASA und der Kommission Uber den Européischen Zentralspeicher zuganglich
machen. Ereignismeldungen werden binnen 30 Tagen nach der urspringlichen
Erfassung der Angaben zu dem Ereignis an den Européischen Zentralspeicher
Ubermittelt.  Ereignismeldungen werden bei Bedarf durch  zusétzliche
sicherheitsbezogene Informationen aktualisiert.

Informationen Uber Unfdle und schwere Storungen werden ebenfals an den
Européischen Zentralspeicher Ubermittelt. Grundlegende Tatsachenangaben Uber
Unfélle und Storungen werden noch wéhrend der laufenden Untersuchung
Ubermittelt. Sobald die Untersuchung abgeschlossen ist, werden samtliche
Informationen und — soweit vorhanden — ene Zusammenfassung des
Untersuchungsberichts in englischer Sprache eingespeist.

Erkennt ein Mitgliedstaat oder die EASA bei der Erfassung der Angaben zu
Ereignissen oder der Speicherung der Meldung von Ereignissen Sicherheitsfragen,
die fur andere Mitgliedstaaten oder die EASA von Interesse sind und moglicherweise
das Ergreifen von Sicherheitsmal3nahmen erfordern, so leiten die Mitgliedstaaten
oder die EASA die sicherheitsrelevanten Informationen so rasch wie mdglich an die
einschlagigen Behorden der Mitgliedstaaten oder die EASA weiter.

Artikel 10
Verbreitung der Informationen

Alle Stellen, die fur die Sicherheitsaufsicht in der Zivilluftfahrt oder die
Untersuchung von Unféllen und Stérungen in der Zivilluftfahrt innerhalb der Union
zustandig sind, erhaten online Zugang zu den im Europaischen Zentralspeicher
enthaltenen Informationen Uber Ereignisse.

Die in Anhang Il aufgefiihrten interessierten Kreise konnen um Zugang zu
bestimmten im Europaischen Zentralspeicher enthaltenen Informationen ersuchen.
Interessierte Kreise mit Sitz in der Union richten Informationsanfragen an die
Ansprechstelle degenigen Mitgliedstaates, in dem sie ihren Sitz haben. Interessierte
Kreise, die ihren Sitz nicht in der Union haben, richten ihre Anfragen an die
Kommission.
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Aus Sicherheitsgriinden erhalten die interessierten Kreise keinen direkten Zugang
zum Européischen Zentral speicher.

Artikel 11
Bearbeitung von Anfragen und Beschliisse

Anfragen werden unter Verwendung der von der zustdndigen Ansprechstelle
genehmigten Formulare eingereicht. Die betreffenden Formulare enthalten
mindestens die in Anhang 1V genannten Angaben.

Geht eine Anfrage bei einer Ansprechstelle ein, so pruft diese, ob der Anfragende
den interessierten Kreisen angehort und ob diese Ansprechstelle fir die Bearbeitung
einer solchen Anfrage zusténdig ist.

Die Ansprechstellen bewerten auf Einzelfallbasis, ob eine eingegangene Anfrage
gerechtfertigt und eine Bearbeitung mdglich ist. Die Ansprechstellen kénnen den
interessierten Kreisen die Informationen in Papierform oder mithilfe sicherer
elektronischer Kommunikationsmittel Ubermitteln.

Wird die Anfrage entgegengenommen, so legt die Ansprechstelle Art und Umfang
der bereitzustellenden Informationen fest. Unbeschadet der Artikel 15 und 16
beschrankt sich die Weitergabe der Informationen auf das fur die Zwecke der
Anfrage unbedingt erforderliche Mal3. Informationen, die nicht die Ausriistung, die
Tatigkeiten oder den Tétigkeitsbereich der interessierten Kreise selbst betreffen,
werden nur in aggregierter oder anonymisierter Form weitergegeben. Informationen
in nicht aggregierter Form konnen an interessierte Kreise weitergegeben werden,
wenn diese eine ausfuhrliche Begriindung vorlegen.

Den in Anhanglll Buchstabeb genannten interessierten Kreisen werden
ausschliefdich Informationen zur Verfligung gestellt, die ihre eigene Ausriistung, ihre
eigenen Téatigkeiten oder ihren eigenen Tétigkeitsbereich betreffen.

Eine Ansprechstelle, bei der eine Anfrage von in Anhang |11 Buchstabe a genannten
interessierten Kreisen eingeht, kann einen algemeinen Beschluss fassen, den
betreffenden interessierten Kreisen auf regelméaliger Basis Informationen zur
Verfigung zu stellen. Die angefragten Informationen missen die Ausristung, die
Téatigkeiten oder den Tétigkeitsbereich der interessierten Kreise selbst betreffen. Der
allgemeine Beschluss kann keinen Zugang zum gesamten Inhalt der Datenbank
gewdahren und gilt nur fir den Zugang zu anonymisierten Informationen.

Die interessierten Kreise nutzen die ihnen zur Verfigung gestellten Informationen
ausschliefdich fur den im Anforderungsformular genannten Zweck, der mit dem in
Artikel 1 dieser Verordnung definierten Ziel vereinbar sein sollte. Die interessierten
Kreise geben die erhaltenen Informationen nicht ohne schriftliche Zustimmung der
Auskunft erteilenden Stelle weiter und treffen die notwendigen Mal3nahmen, um die
erforderliche Vertraulichkeit der ihnen zugegangenen Informationen zu
gewéahrleisten.

Der Beschluss, I nformationen nach diesem Artikel zu verbreiten, wird auf das fir die
Zwecke des Nutzers unbedingt erforderliche Mal3 beschrankt.
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Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, erforderlichenfalls delegierte
Rechtsakte nach Artikel 18 zu erlassen, mit denen die Regeln fir die Verbreitung der
im Européischen Zentralspeicher enthaltenen Informationen aktualisiert werden, um
die Verbreitung von Informationen auszuweiten oder einzuschrénken.

Artikel 12
Aufzeichnung der Anfragen und I nformationsaustausch

Jede Ansprechstelle fuhrt Aufzeichnungen Gber sdmtliche bel ihr eingegangenen
Anfragen und die aufgrund der Anfragen eingeleiteten Malinahmen. Die
Kommission wird Uber alle engegangenen Anfragen und/oder getroffenen
Mal3nahmen unterrichtet.

Die Kommission stellt alen Ansprechstellen die aktualisierte Liste der bel den
verschiedenen Ansprechstellen und bei der Kommission selbst eingegangenen
Anfragen sowie der jeweils getroffenen Mal3nahmen zur Verflgung.

Artikel 13
Analyse und Weiterverfolgung von Ereignissen auf nationaler Ebene

Jede Organisation mit Sitz in eéinem Mitgliedstaat entwickelt ein Verfahren zur
Analyse der gemal’ den Artikeln 4 und 5 erfassten Angaben zu Ereignissen, um die
mit festgestellten Ereignissen verbundenen Sicherheitsrisiken zu ermitteln. Auf der
Grundlage dieser Analyse werden geeignete Gegen- oder Praventivmal3nahmen zur
Erhéhung der Sicherheit beschlossen.

Nach Ermittlung der im Hinblick auf tatschliche oder potenzielle Sicherheitsmangel
erforderlichen Mal3nahmen setzt jede Organisation mit Sitz in einem Mitgliedstaat
diese Mal3nahmen unverziglich um und richtet ein Verfahren ein, mit dem die
Umsetzung und die Wirksamkeit der Reaktionen tberwacht werden sollen.

Jede von einem Mitgliedstaat zertifizierte oder zugel assene Organisation Ubermittelt
erforderlichenfalls der zustdndigen Behdrde dieses Mitgliedstaats nach Artikel 6
Absatz 2 binnen 30 Tagen die Ergebnisse der durchgefihrten Analyse nach Absatz 1
und die erforderlichen Mal3nahmen nach Absatz 2.

Jeder Mitgliedstaat entwickelt ein Verfahren zur Analyse der gemal3 den Artikeln 4
und 5 erfassten Angaben zu Ereignissen, um die mit festgestellten Ereignissen
verbundenen Sicherheitsrisiken zu ermitteln. Auf der Grundlage dieser Analyse
werden geeignete Gegen- oder Praventivmal3nahmen zur Erhdhung der Sicherheit
beschlossen.

Nach Ermittlung der im Hinblick auf tatschliche oder potenzielle Sicherheitsmangel
erforderlichen Mal3nahmen setzt jeder Mitgliedstaat diese Malinahmen unverziiglich
um und richtet ein Verfahren ein, mit dem die Umsetzung und die Wirksamkeit der
Reaktionen Uberwacht werden sollen.
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10.

Jeder Mitgliedstaat Uberwacht ferner die Umsetzung und Wirksamkeit der Reaktion
der Organisationen nach Absatz 2. Beurteilt ein Mitgliedstaat die Reaktionen als
unzureichend im Hinblick auf die tats&chlichen oder potenziellen Sicherheitsmangel,
so stellt er sicher, dass von der betreffenden Organisation geeignete Mal3nahmen
ergriffen und umgesetzt werden.

Informationen in Zusammenhang mit der in diesem Artikel erlauterten Analyse und
Weiterverfolgung einzelner Ereignisse werden unverziglich und spétestens zwel
Monate nach ihrer Speicherung in der nationalen Datenbank im Européischen
Zentralspeicher gespeichert.

Aus der Analyse der Meldungen von Ereignissen gewonnene Informationen werden
von den Mitgliedstaasten zur Entscheidung darlber genutzt, welche
Abhilfemal3nahmen im Rahmen des staatlichen Sicherheitsprogramms zu treffen
sind.

Die Mitgliedstaaten  vertffentlichen mindestens einmal  jahrlich  enen
Sicherheitsbericht mit Informationen zu der Art der Ereignisse, diein ihren Systemen
zur Erfassung meldepflichtiger Ereignisse bzw. zur Erstattung freiwilliger
Meldungen erfasst wurden, um die Offentlichkeit (iber das Sicherheitsniveau in der
Zivilluftfahrt und die von ihnen getroffenen Mal3nahmen zur Behebung
entsprechender Sicherheitsprobleme zu unterrichten.

Die Mitgliedstaaten kénnen auch anonymisierte Meldungen von Ereignissen
veroffentlichen.

Artikel 14
Analyse und Weiterverfolgung von Ereignissen auf EU-Ebene

Die Kommission, die EASA und die zustandigen Behdrden der Mitgliedstaaten
nehmen in Zusammenarbeit regelmédlig an Austausch und Analyse der im
Européi schen Zentral speicher enthaltenen Informationen teil.

Die Zusammenarbeit wird von einem Netz von Luftfahrt-Sicherheitsanalysten
durchgefihrt.

Die EASA unterstiitzt die Tatigkeit des Netzes von Luftfahrt-Sicherheitsanalysten,
bei spielsweise durch Hilfe bel Vorbereitung und Organisation der Sitzungen.

Das Netz von Luftfahrt-Sicherheitsanalysten leistet einen Beitrag zur Erhéhung der
Luftfahrtsicherheit in der Union, vor alem durch die Durchflihrung von
Sicherheitsanalysen zur Unterstitzung des Europdischen Programms fur
Flugsicherheit und des Européischen Plans fr die Flugsicherheit.

Die EASA nimmt Informationen Uber das Ergebnis der Analyse von Informationen
nach Absatz1 in den jahrlichen Sicherheitsbericht nach Artikel 15 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 auf.
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Artikel 15
Schutz und angemessene Nutzung der I nformationen

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Mal3nahmen, um die angemessene
Vertraulichkeit der ihnen nach den Artikeln 4, 5 und 10 zugegangenen Angaben zu
Ereignissen zu gewéhrleisten.

Die Angaben zu Ereignissen werden nur fur die Zwecke verwendet, fir die sie
erfasst wurden. Die Mitgliedstaaten und Organisationen stellen die Informationen
nicht fir andere Zwecke als die Aufrechterhaltung und Verbesserung der
Luftfahrtsicherheit zur Verfigung und verwenden sie nicht fur andere als diese
Zwecke. Die Informationen werden nicht zur Klarung von Schuld- oder
Haftungsfragen genutzt.

Die Kommission, die EASA und die zustandigen Behorden der Mitgliedstaaten, auf
die in Artikel 14 Bezug genommen wird, gewéhrleisten die Vertraulichkeit der im
Européischen Zentralspeicher enthaltenen Informationen und beschrénken deren
Nutzung auf das zur Wahrnehmung ihrer sicherheitsbezogenen Verpflichtungen
strikt notwendige Mal3. In diesem Zusammenhang werden diese Informationen vor
alem fur die Analyse von Tendenzen im Sicherheitsbereich verwendet, die die
Grundlage fur anonyme Sicherheitsempfehlungen und L ufttlichtigkeitsanweisungen
ohne Kl&rung von Schuld- oder Haftungsfragen bilden kdnnen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre zustandigen Behorden, auf die in
Artikel 6 Absatz2 Bezug genommen wird, und ihre fur die Justizverwaltung
zustandigen Behdrden im Wege von im Voraus getroffenen Regelungen
zusammenarbeiten. Diese im Voraus getroffenen Regelungen dienen der
Gewdhrleistung eines ausgewogenen Verhaltnisses zwischen dem Bedarf an einer
geordneten Rechtspflege einerseits und der weiterhin erforderlichen Verfugbarkeit
von Sicherheitsinformationen andererseits.

Artikel 16
Schutz der Informationsquelle

Jede Organisation mit Sitz in einem Mitgliedstaat stellt sicher, dass alle
personenbezogenen Daten wie Namen oder Anschriften von Einzel personen nur fir
die in Artikel 6 Absatz1 genannten Personen verfligbar sind. Anonymisierte
Informationen werden bel Bedarf innerhalb der Organisation verbreitet. Jede
Organisation mit Sitz in einem Mitgliedstaat verarbeitet personenbezogene Daten nur
in dem Umfang, wie es fir die Zwecke dieser Verordnung erforderlich ist und
unbeschadet der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie
95/46/EG.

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass ale personenbezogenen Daten wie Namen oder
Anschriften von Einzelpersonen niemals in der in Artikel 6 Absatz 4 genannten
Datenbank gespeichert werden. Anonymisierte Informationen werden allen
einschlagigen Kreisen zur Verfigung gestellt um ihnen insbesondere die
Wahrnehmung ihrer Verpflichtungen im Hinblick auf die Verbesserung der
L uftfahrtsicherheit zu ermdglichen. Jeder Mitgliedstaat verarbeitet personenbezogene

30

DE



DE

Daten nur in dem Umfang, wie es fur die Zwecke dieser Verordnung erforderlich ist
und unbeschadet der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie
95/46/EG.

3. Die Mitgliedstaaten verzichten auf die Einleitung von Verfahren in Fallen eines nicht
vorsatzlichen Verstofes gegen Rechtsvorschriften, von denen sie lediglich aufgrund
einer Meldung gemald den Artikeln 4 und 5 Kenntnis erlangen. Dies gilt nicht fir
Félle grober Fahrlassigkeit.

4. Beschéftigte, die Ereignisse gemald den Artikeln 4 und 5 melden, erfahren, aul3er im
Falle grober Fahrl&ssigkeit, aufgrund der von ihnen gemeldeten Informationen keine
Nachteile seitens ihres Arbeitgebers.

5. Jede Organisation mit Sitz in einem Mitgliedstaat legt interne Regeln fest, durch die
dargelegt wird, wie die Grundsétze der ,, Kultur des gerechten Umgangs®, vor alem
der in Absatz4 genannte Grundsatz, in ihrer Organisation gewdhrleistet und
umgesetzt werden.

6. Jeder Mitgliedstaat richtet eine Stelle ein, die fur die Umsetzung dieses Artikels
zustandig ist. Beschéftigte kdnnen dieser Stelle Verstofie gegen die in diesem Artikel
festgelegten Regeln melden. Erforderlichenfalls schidgt die benannte Stelle ihrem
Mitgliedstaat die Verhangung von Sanktionen gegen den Arbeitgeber nach
Artikel 21 vor.

Artikel 17
Aktualisierung der Anhénge

Der Kommission wird die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte nach Artikel 18
Ubertragen, um die Anhange dieser Verordnung an den technischen Fortschritt anzupassen,
die Anhange an die internationa vereinbarte ADREP-Systematik, an andere von der Union
angenommene Rechtsvorschriften sowie an internationale Vereinbarungen anzugleichen, das
Verzeichnis der interessierten Kreise und das Formular zur Anforderung von Informationen
aus dem Europdischen Zentralspeicher zu aktualisieren sowie zu gewdhrleisten, dass der
Umfang der aufgrund der Meldepflicht zu meldenden Stérungen angemessen bleibt.

Artikel 18

Ausfuhrung der Befugnistibertragung

1 Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in
diesem Artikel festgelegten Bedingungen Ubertragen.

2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemald Artikel 7 Absatz 6, Artikel 8
Absatz 5, Artikel 11 Absatz9 und Artikel 17 wird der Kommission fir einen
unbestimmten Zeitraum Ubertragen.

3. Die Befugnisiibertragung gemald Artikel 7 Absatz 6, Artikel 8 Absatz 5, Artikel 11
Absatz 9 und Artikel 17 kann vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Widerrufsbeschluss beendet die Ubertragung der darin
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angegebenen Befugnisse. Er wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im Amtsblatt
der Européischen Union oder zu einem im Beschluss Uber den Widerruf
angegebenen spdteren Zeitpunkt wirksam. Die Giultigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird davon nicht berdihrt.

4. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlasst, Ubermittelt sie ihn
gleichzeitig dem Européischen Parlament und dem Rat.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemdl Artikel 7 Absatz 6, Artikel 8 Absatz 5,
Artikel 11 Absatz 9 und Artikel 17 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das
Européische Parlament noch der Rat innerhab einer Frist von zwei Monaten nach
Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europgische Parlament und den Rat
Einwéande erhoben hat oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Européische Parlament
und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwande
erheben werden. Diese Frist wird auf Initiative des Européischen Parlaments oder
des Rates um zwel Monate verlangert.

Artikel 19

Ausschussverfahren

1 Die Kommission wird von dem durch Artikel 65 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008
eingesetzten Ausschuss unterstiitzt. Es handelt sich dabel um einen Ausschuss im
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.
Artikel 20
Zugang zu Dokumenten und Schutz personenbezogener Daten

1. Mit Ausnahme der Artikel 10 und 11, durch die strengere Regeln fir den Zugang zu
den im Europédischen Zentralspeicher enthaltenen Daten und Informationen
festgelegt werden, gilt diese Verordnung unbeschadet der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001.

2. Diese Verordnung gilt unbeschadet der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung
der Richtlinie 95/46/EG und gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001.
Artikel 21
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Regeln fir Sanktionen bel Verstél3en gegen diese Verordnung fest.
Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirksam, verhadtnismaldig und abschreckend sein. Die
Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission davon, wenn gemal3 diesem Artikel Sanktionen
angenommen werden.

32 DE



DE

Artikel 22
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 996/2010

Artikel 19 wird gestrichen.

Artikel 23
Aufhebung
Die Richtlinie 2003/42/EG, die Verordnung (EG) Nr. 1321/2007 der Kommission und die
Verordnung (EG) Nr. 1330/2007 der Kommission werden aufgehoben.
Artikel 24
| nkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Vertffentlichung im Amtsblatt der
Européischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brissel am [ ... ]

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Préasident Der Prasident
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ANHANG I: VERZEICHNIS DER STORUNGEN, DIE NACH DEM SYSTEM ZUR
ERFASSUNG MELDEPFLICHTIGER EREIGNISSE ZU MELDEN SIND

Teil A: Verzeichnis meldepflichtiger Storungen bei Betrieb, | nstandhaltung,
| nstandsetzung und Herstellung von Luftfahrzeugen

Anmerkung 1. In diesem Teil werden zwar die meisten meldepflichtigen Stérungen
aufgefihrt, doch wird kein Anspruch auf Vollstandigkeit erhoben. Andere Stérungen, die
nach Auffassung der Betroffenen die Kriterien erfillen, sollten ebenfalls gemeldet werden.

Anmerkung 2: Dieser Tell umfasst nicht die in der Verordnung (EU) Nr. 996/2010
festgelegten Unfédle und schweren Stérungen. Erganzend zu anderen Anforderungen, die fir
die Meldung von Unféllen und schweren Stérungen gemal der Verordnung (EU) Nr.
996/2010 gelten, werden Unféle und schwere Stérungen auch tber Systeme zur Erfassung
meldepflichtiger Ereignisse gemel det.

Anmerkung 3: Dieser Teil enthdt Beispile von Meldevorschriften fir Betrieb,
Instandhaltung, Instandsetzung und Herstellung von L uftfahrzeugen.

Anmerkung 4: Meldepflichtig sind solche Ereignisse, bei denen die Betriebssicherheit
gefahrdet war oder hétte geféhrdet sein konnen, oder solche Ereignisse, die zu einer
unsicheren Betriebslage hétten fuhren konnen. Wenn nach Auffassung des Meldenden eine
Storung nicht die Betriebssicherheit gefahrdet hat, aber bei erneutem Auftreten unter anderen,
aber wahrscheinlichen Umsténden eine Gefahrdung bewirken wirde, sollte eine Meldung
stattfinden. Was bel einer Kategorie von Erzeugnissen, Teilen oder Geraten als meldewdrdig
gilt, ist es moglicherweise bei anderen Kategorien nicht, und das Fehlen oder Vorhandensein
eines einzigen - menschlichen oder technischen - Faktors kann eine Stérung zu einem Unfall
oder einer schweren Storung werden lassen.

Anmerkung 5: Bel zu meldenden Ereignissen kann es sich um Ereignisse sowohl in
Zusammenhang mit bemannten Luftfahrzeugen as auch in  Zusammenhang mit
ferngesteuerten L uftfahrtsystemen handeln.

INHALTSVERZEICHNIS
1: FLUGBETRIEB
2: TECHNISCHE VORKOMMNISSE AM LUFTFAHRZEUG
3: INSTANDHALTUNG UND INSTANDSETZUNG VON LUFTFAHRZEUGEN
4: FLUGSICHERUNGSDIENSTE, FLUGPLATZEINRICHTUNGEN UND
BODENDIENSTE
1 FLUGBETRIEB
1.1 Betrieb des L uftfahrzeugs

(@ Ausweichmandver:
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— Gefahr des Zusammenstol3es mit einem anderen Luftfahrzeug, dem Boden oder
einem anderen Gegenstand oder eine unsichere Situation, in der ein
Ausweichmandver angemessen gewesen ware.

— Ein Ausweichmandver, mit dem en ZusammenstoR mit einem anderen
Luftfahrzeug, dem Boden oder einem anderen Gegenstand vermieden werden
sollte.

— Ein Ausweichmandver, mit dem andere unsichere Situationen vermieden werden
sollten.

(b)

(©
(d)

(€)

(f)

(9)

(h)

(i)

()

(k)

(N

(m)
(n)

Storungen bei Start oder Landung, einschliefdich vorsorglicher Landungen und
Notlandungen. Ereignisse wie Zukurzkommen, Uberschreiten der Start- und
Landebahnenden oder -seiten. Starts, Startabbriche, Landungen oder
Landeversuche auf einer geschlossenen, belegten oder falschen Start- und
Landebahn. Stérungen auf der Start- oder Landebahn.

Unterschreiten der zu erwartenden Leistung beim Start oder Anfangssteigflug.

Kritische Treibstofffenlmenge oder Unmdglichkeit, Treibstoff umzupumpen
oder die gesamte nutzbare Treibstoffmenge zu verbrauchen.

Verlust der Kontrolle (auch teilweise oder voribergehend) ungeachtet der
Grunde.

Stérungen bei Geschwindigkeiten nahe oder oberhalb von V1 as Folge oder
Ursache gefahrlicher Situationen oder potenziell gefahrlicher Situationen (z. B.
Startabbruch, Heckaufsetzer, Verlust der Triebwerksleistung usw.).

Durchstarten, das zu einer gefahrlichen oder potenziell gefahrlichen Situation
fuhrt.

Unbeabsichtigte erhebliche Abweichung von der Fluggeschwindigkeit, vom
vorgesehenen Kurs oder von der vorgesehenen Flughdhe (um mehr als 300
Fufd) ungeachtet der Griinde.

Unterschreiten der Entscheidungshohe oder Sinkflugmindesthohe ohne
Vorliegen der erforderlichen Sichtmerkmale.

Verlust der Wahrnehmung der tatséchlichen eigenen Position oder der Position
anderer Luftfahrzeuge.

Unterbrechung der Kommunikation zwischen der Flugbesatzung (CRM) oder
zwischen der Fugbesatzung und anderen Personen (Kabinenbesatzung,
Flugverkehrskontrolle, Flugtechnik).

Harte Landung — Landung, nach der ein ,Heavy Landing Check® fir
erforderlich angesehen wird.

Uberschreiten der Grenzwerte fiir ungleichmaRige Treibstoffverteilung.

Falsche Einstellung eines SSR-Codes oder einer Hohenmesser-Tellskala.
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(0)

()

(@

()

(S

(t)

(u)

v)

(w)
)

v)

Falsche Programmierung von oder fehlerhafte Eingaben in Gerédten fur die
Navigation oder fur Leistungsberechnungen oder Verwendung fehlerhafter
Daten.

Falsche Entgegennahme oder falsche Auslegung von Funkspriichen.

Fehlfunktionen oder Schaden an der Trelbstoffanlage, die sich auf die
Treibstoffversorgung und/oder -verteilung ausgewirkt haben.

Unbeabsichtigtes Verlassen ener befestigten Rollflache durch ein
L uftfahrzeug.

Zusammensto3 eines Luftfahrzeugs mit einem anderen Luftfahrzeug, einem
Fahrzeug oder einem Gegenstand auf dem Boden.

Unbeabsi chtigte und/oder fehlerhafte Bedienung von Steuerelementen.

Unmaoglichkeit, die vorgesehene Luftfahrzeugkonfiguration wahrend einer
Flugphase zu erreichen (z. B. Fahrwerk und Fahrwerksklappen, Landeklappen,
Stabilisatoren, Vorflugel usw.).

Geféahrliche oder potenziell geféhrliche Situation als Folge einer gezielten
Simulation von Notfallbedingungen bei Schulungen, Systemtberprifungen
oder zu Schulungszwecken.

Anormale Vibrationen.

Audlosen eines primdren Warnsystems, das mit dem Mandvrieren des
Luftfahrzeugs im Zusammenhang steht, z. B. Konfigurationswarnung,
Uberzieh-Warnung (, Stick Shake"), Geschwindigkeitswarnung usw., es sei
denn,

(1) die Flugbesatzung hat eindeutig festgestellt, dass es sich um eine
Fehlwarnung handelt, und die Fehlwarnung hat nicht zu Schwierigkeiten
oder Gefahren infolge der Reaktionen der Flugbesatzung auf die
Warnung gefuhrt oder

(2) dasAudldsenist zu Schulungs- oder Prifzwecken erfolgt.
Warnung des Bodenannéherungswarnsystems (GPWS/ITAWS), falls
(1) dasLuftfahrzeug dem Boden néher kommt als geplant oder erwartet oder

(2) die Warnung bel Instrumenten-Wetterbedingungen (IMC) oder nachts
auftritt und feststeht, dass sie durch eine hohe Sinkfluggeschwindigkeit
ausgel 6st wurde (Modus 1), oder

(3) die Warnung darauf beruht, dass das Fahrwerk oder die Landeklappen an
dem entsprechenden Punkt beim Landeanflug nicht ausgefahren wurden
(Modus 4), oder

(4) sich eine Schwierigkeit oder Gefahr aufgrund der Reaktion der
Besatzung auf die Warnung ergibt oder hétte ergeben konnen, z. B.
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1.2

€4

verringerter  Abstand von anderen Luftfahrzeugen. Dazu konnen
Warnungen aler Modi oder Typen gehoren, d. h. echte, stérende oder
Fehlwarnungen.

Alarm des Bodenanndherungswarnsystems (GPWS/TAWS), falls sich eine
Schwierigkeit oder Gefahr aufgrund der Reaktion der Besatzung auf den Alarm
ergibt oder hétte ergeben konnen.

(aa) ACAS-Anweisungen (RA).

(bb) Durch Triebwerk- oder Propellerstrahl verursachte erhebliche Schaden oder

schwere Verletzungen.

Notfalle

@

(b)

(©

(d)
(€)
(f)

(9)
(h)

(i)

Brand, Explosion, Rauch oder giftige oder schédliche Gase, anormaler Geruch
auch nach Léschung des Brandes.

Anwendung eines nicht vorgesehenen Verfahrens durch die Flugbesatzung, um
einen Notfall zu beherrschen, wenn

(1) dasVerfahren zwar existiert, aber nicht verwendet wird;

(2) kein Verfahren exitiert;

(3) dasVerfahren zwar existiert, aber unvollstandig oder ungeeignet ist;
(4) dasVerfahren nicht korrekt it;

(5) nicht dasrichtige Verfahren verwendet wird.

Nichteignung von Verfahren fir den Einsatz in Notfallen, auch beim Einsatz zu
Instandhaltungs-, Schulungs- oder Prifzwecken.

Ereignis, das zu einer Notraumung des L uftfahrzeugs fuhrt.
Druckabfall.

Benutzung von Notfalausristung oder Anwendung vorgeschriebener
Notfallverfahren, um eine Situation zu beherrschen.

Ereignis, das zur Erklarung eines Notfals (, Mayday" oder ,,Pan*) fihrt.
Ausfall eines Notfallsystems oder -ausrlstungsteils, einschliefdich
Ausstiegstiren und Beleuchtung, auch beim Einsaiz zu Instandhaltungs-,
Schulungs- oder Priufzwecken.

Ereignisse, die die Notfallverwendung von Sauerstoff durch ein Mitglied der
Flugbesatzung erforderlich machen.
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13.

14.

1.5.

1.6.

1.7.

Einsatzunfahigkeit der Flugbesatzung

@

Einsatzunfahigkeit eines Mitglieds der Flugbesatzung - auch vor dem Abflug,
falls anzunehmen ist, dass es zu einer Einsatzunfahigkeit nach dem Start hétte
kommen konnen.

(b) Einsatzunfahigkeit eines Mitglieds der Kabinenbesatzung, die es ihm
unmaoglich macht, wesentliche Notfallaufgaben wahrzunehmen.

Schadigung

(@ Storungen, die zu erheblichen Verletzungen von Fluggasten oder

(b)

Besatzungsmitgliedern gefuhrt haben oder hétten fihren kénnen, die aber nicht
als meldefahiger Unfall angesehen werden.

Ereignis, das die Gesundheit von Besatzungsmitgliedern oder Fluggasten
schwer beeintrachtigt.

M eteor ologie

@

(b)

(©

(d)
()

Blitzschlag, der zu Schaden am Luftfahrzeug oder zum Ausfall oder zu
Stdrungen wesentlicher Funktionen gefuhrt hat.

Hagelschlag, der zu Schaden am Luftfahrzeug oder zum Ausfall oder zu
Stdrungen wesentlicher Funktionen gefuhrt hat.

Durchfliegen schwerer Turbulenzen, das zur Verletzung von Insassen gefihrt
hat oder nach dem die Durchfihrung eines Turbulenz-Checks des
Luftfahrzeugs fr erforderlich angesehen wird.

Durchfliegen von Scherwinden.

Vereisungsprobleme, die zu Bedienungsproblemen, zu Schaden am
Luftfahrzeug oder zum Ausfall oder zu Stérungen wesentlicher Funktionen
gefuhrt haben.

Sicher heit

@

(b)

Rechtswidriger Eingriff in den Luftverkehr, einschliefdlich Bombendrohung
oder Entfuhrung.

Schwierigkeiten bel der Kontrolle betrunkener, gewalttdtiger oder sich
Anordnungen widersetzender Fluggaste.

(c) Entdeckung eines, blinden Passagiers®.
Andere Stérungen
(@ Wiederholt auftretende Stérung einer bestimmten Art, die fir sich alein

genommen nicht as meldefédhig angesehen wirden, die aufgrund ihrer
Haufigkeit aber eine potenzielle Gefahr darstellen.
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2.1.

2.2.

(b)

(©
(d)

()

Vogelschlag, der zu Schaden am Luftfahrzeug oder zum Ausfal oder zu
Storungen wesentlicher Funktionen gefihrt hat.

Durchfliegen einer Wirbelschleppe.

Ermidung der Besatzungsmitglieder, die as Gefahrdung oder mogliche
Geféhrdung des Luftfahrzeugs oder seiner Insassen an Bord oder am Boden
angesehen wurde.

Jede sonstige Storung gleich welcher Art, das as Geféhrdung oder mogliche
Gefahrdung des Luftfahrzeugs oder seiner Insassen an Bord oder am Boden
angesehen wurde.

TECHNISCHE VORKOMMNISSE AM LUFTFAHRZEUG

Struktur

Nicht alle Schaden an der Struktur sind zu melden. Es ist nach der technischen
Beurtellung zu entscheiden, ob ein Schaden schwerwiegend genug ist, um
meldefahig zu sein. Die folgenden Beispiele kdnnen hierbei als Anhaltspunkte
dienen:

@

(b)

(©

(d)

()

(f)

Schéden an einem tragenden Strukturteil, das nicht als beschadigungstolerant
eingestuft wird (lebenszeitbegrenztes Teil). Als tragende Strukturteile gelten
ale Telle, die wesentlich zur Aufnahme von Flug-, Boden- und Drucklasten
beitragen und deren Ausfall zu einem Totalausfall des Luftfahrzeugs fihren
konnte.

Schaden oder Mangel, die die zuldssigen Schdden an den as
beschéadigungstol erant eingestuften tragenden Strukturteilen Gberschreiten.

Schaden oder Méngel, die die zulassigen Toleranzen eines Strukturteils
Uberschreiten, dessen Ausfal die Steifigkeit der Struktur so weit
beeintrdchtigen konnte, dass die vorgeschriebenen Sicherheitsmargen fur
Flattererscheinungen, aperiodische Bewegungen oder Steuerungsumkehr nicht
mehr eingehalten werden konnen.

Schéaden oder Mangel an einem Strukturteil, die zum Losen schwerer Bauteile
fuhren konnten, wodurch Insassen des L uftfahrzeugs verletzt werden konnten.

Schéden oder Méangel an einem Strukturteil, die die ordnungsgemal3e Funktion
von Systemen gefahrden konnte. Siehe Abschnitt 2.

Abldsen von Strukturteilen des Luftfahrzeugs wahrend des Fluges.

Systeme

Es werden die nachstehenden, fur alle Systeme geltenden allgemeinen Kriterien
vorgeschlagen:
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@

(b)

(©

(d)

()

(f)

()

(h)

()

(k)

(N

Ausfal, erhebliche Funktionsstbérung oder Schadigung eines Systems,
Teilsystems oder Ausristungssatzes, wodurch die Standard-Betriebsverfahren,
Drills usw. nicht mehr zufrieden stellend durchgefihrt werden kénnen.

Unmaoglichkeit der Systembeherrschung durch die Flugbesatzung, wie z. B.
(1) ungewollte selbststandige Aktionen;

(2) fehlerhafte und/oder  unvollstéandige  Reaktion,  einschliefdich
ungentigendem Bewegungsweg oder Schwergéngigkeit;

(3) selbststandiges Bewegen der Steuerorgane;
(4) mechanische Trennung von Verbindungen oder mechanisches Versagen.

Ausfall oder Stérung exklusiver Systemfunktion(en) (in einem einzigen System
konnen mehrere Funktionen integriert sein).

Wechselseitige Beeintrachtigungen innerhalb eines Systems oder zwischen
mehreren Systemen.

Ausfal oder Funktionsstorung der Schutzeinrichtung oder der zugehdrigen
Notfalleinrichtungen des Systems.

Ausfall der Redundanzfunktion des Systems.
Stérungen a's Folge unvorgesehenen Systemverhaltens.

Bei Luftfahrzeugtypen mit einfach vorhandenen Hauptsystemen, Teilsystemen
oder Ausrtstungssétzen: Ausfall, erhebliche Funktionsstorung oder Schaden an
einem Hauptsystem, Teilsystem oder Ausristungssatz.

Bel  Luftfahrzeugtypen mit mehreren  voneinander  unabhangigen
Hauptsystemen, Teilsystemen oder Ausrlstungssdtzen: Ausfal, erhebliche
Funktionsstérung oder Schaden an mehr as einem Hauptsystem, Teilsystem
oder Ausristungssatz.

Ausl0sen eines priméaren Warnsystems der Systeme oder Ausristungsteile des
Luftfahrzeugs, sofern die Besatzung nicht eindeutig festgestellt hat, dass es
sich um eine Fehlwarnung handelt, und sofern die Fehlwarnung nicht zu
Schwierigkeiten oder Gefahren infolge der Reaktionen der Besatzung auf die
Warnung gefuhrt hat.

Leckagen von Hydraulikflissigkeiten, Treibstoff, Ol oder anderen
Flissigkeiten, die feuergefdhrlich sind oder moglicherweise zu ener
gefahrlichen Verunreinigung von Struktur, Systemen oder Ausristungsteilen
des L uftfahrzeugs gefuhrt oder eine Gefahr fur die Insassen dargestellt haben.

Funktionsstérungen oder Mangel an einem Anzeigesystem, wenn dies
moglicherweise irrefihrende Anzeigen fur die Besatzung verursacht.
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2.3.

(m) Ausfédle, Funktionsstorungen oder Mangel, wenn diese in einer kritischen

(n)

(0)

Flugphase auftreten und sich auf den Betrieb des betreffenden Systems
auswirken.

Erhebliche Abweichungen der tatsdchlichen Leistung von der freigegebenen
Leistung, die zu einer Gefahrensituation gefihrt haben (unter Berticksichtigung
der Genauigkeit der Leistungsberechnungsverfahren), einschliefdich
Bremswirkung, Treibstoffverbrauch usw.

Asymmetrie bei Flugsteuerungseinrichtungen, z. B. Landeklappen, Vorfllgeln,
Storklappen usw.

Die Anlage zu diesem Anhang enthdt eine Liste mit Beispielen der meldefdhigen
Storungen, die sich aus der Anwendung dieser allgemeinen Kriterien auf bestimmte
Systeme ergeben.

Antriebssysteme (einschlie8lich Triebwerke, Propeller und Rotorsysteme) und
Hilfskraftturbinen-Systeme

@
(b)

(©

Flammendurchschlag, Abschaltung oder Fehlfunktion eines Triebwerks.

Uberschreiten der Drehzahl oder Unmoglichkeit der Drehzahlregelung schnell
drehender Komponenten (z. B. Hilfskraftturbine, Druckluftstarter,
Klimatisierung, luftgetriebene Hilfsturbine, Propeller oder Rotor).

Ausfall oder Fehlfunktion eines Teils enes Triebwerks mit ener oder
mehreren der nachstehenden Folgen:

(1) Austritt von Teilen/Bruchstiicken.
(2) Unkontrollierter interner oder externer Brand oder Austreten heilRer Gase.
(3) Schubin eine andere als die vom Piloten gewahlte Richtung.

(4) Funktionsausfall oder unbeabsichtigte Funktion des
Schubumkehrsystems.

(5) Unmoglichkeit, die Leistung, den Schub oder die Drehzahl zu regeln.
(6) Ausfal der Triebwerksaufhdngung.
(7) Teilweiser oder vollstandiger Verlust wesentlicher Teile des Triebwerks.

(8) Sichtbare Entwicklung von dichtem Rauch oder Konzentrationen
toxischer Stoffe, die ausreichen, um Flugbesatzung oder Fluggaste
handlungsunfahig zu machen.

(99 Unmaoglichkeit, ein Triebwerk mit den tblichen Verfahren abzuschalten.

(10) Unmoglichkeit, ein funktionsfahiges Triebwerk erneut zu starten.
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(d)

(€)

(f)

(9)

(h)
(i)

Ungewollte(r) Schub-/Leistungsverlust, -wechsel oder -schwankungen, wobei
diese Ereignisse als Verlust der Schub- bzw. Leistungskontrolle (LOTC)
eingestuft werden, und zwar

(1) bei eéinem einmotorigen Luftfahrzeug oder

(2) wenn das Ereignis as fur den jewelligen Vorgang als Uberméldig
angesehen wird oder

(3) wenn bel einem mehrmotorigen Luftfahrzeug mehr as ein Triebwerk
hiervon betroffen sein konnte, insbesondere bei zweimotorigen
L uftfahrzeugen, oder

(4) wenn bel einem mehrmotorigen Luftfahrzeug der gleiche oder ein
ahnlicher Triebwerkstyp bei einem Vorgang verwendet wird, bei dem das
Ereignis a's gefahrlich oder kritisch angesehen wirde.

Schéden an einem |ebenszeitbegrenzten Tell, die eine AulRerbetriebnahme des
Teils vor Erreichen seiner vollen Lebensdauer zur Folge haben.

Mangel gleichen Ursprungs, die im Flug eine derart hohe Abschaltrate
verursachen konnten, dass die Mdéglichkeit besteht, dass wahrend eines Flugs
mehr als ein Triebwerk abgeschaltet wird.

Funktionsausfall eines Triebwerksbegrenzers oder eines Steuergerdts im
Bedarfsfall oder unbeabsichtigte Funktion dieser Einrichtungen.

Uberschreitung der Triebwerksparameter.

Fremdkorperbertihrung mit Schadenfolge.

Propeller und Getriebe

()

Ausfall oder Funktionsstorung eines Teils eines Propellers oder Triebwerks mit
einer oder mehreren der nachstehenden Folgen:

(1) Drehzahluberschreitung eines Propellers.
(2) Entwicklung Ubermal3igen Luftwiderstands.
(3) Schubin die Gegenrichtung der vom Piloten gewéhlten Richtung.

(4) Vollstandiges Ablésen des Propellers oder Ablésen grofRerer
Propellerteile.

(5) Fehlfunktion, die zu einem Gbermaliigen Ungleichgewicht fuhrt.

(6) Ungewollte Bewegung der Propellerblétter unter die fur den Fug
festgel egte Minimalposition bei niedrigem Anstellwinkel.

(7) Ausfal der Einstellmdglichkeit fur die Segelstellung.

(8) Ausfal der Einstellmdglichkeit fur den Anstellwinkel des Propellers.
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24.

2.5.

(9) Sebsttétige Verstellung des Anstellwinkels.
(10) Unkontrollierbare Schub- oder Drehzahl schwankungen.

(11) Austritt von Teilen mit niedriger Energie.

Rotoren und Getriebe

(k)

(N

Schéden oder Mangel am Hauptrotorgetriebe/an der Hauptrotorbefestigung, die
zum Ablosen des Rotors wahrend des Flugs und/oder zu Fehlfunktionen der
Rotorsteuerung fuhren kénnten.

Schéaden am Heckrotor oder an seinem Getriebe und gleichwertigen Systemen.

Hilfskraftturbinen-Systeme

(m)

(n)
(0)
()

Abschaltung oder Ausfall der Hilfskraftturbine, wenn diese entsprechend den
Betriebsanforderungen - z. B. ETOPS, MEL usw. - verfiigbar sein muss.

Unmaoglichkeit der Abschaltung der Hilfskraftturbine.
DrehzahlGiberschreitung.

Unmoglichkeit, die Hilfskraftturbine anzulassen, wenn sie fir den
L uftfahrzeugbetrieb benttigt wird.

Humanfaktoren

Zwischenfélle, bei denen ein Ausstattungsmerkmal oder eine Fehlkonzeption des
Luftfahrzeugs moglicherweise zu einem Bedienungsfehler gefiihrt hat, der eine
geféhrliche Wirkung oder einen Unfall zur Folge gehabt haben konnte.

Andere Stérungen

@

(b)

(©
(d)

()

Zwischenfélle, bei denen ein Ausstattungsmerkmal oder eine Fehlkonzeption
des L uftfahrzeugs moglicherweise zu einem Bedienungsfehler gefihrt hat, der
eine gefahrliche Wirkung oder einen Unfall zur Folge gehabt haben kdnnte.

Storungen, die normalerweise nicht as meldepflichtig gelten (z. B.
Innenausstattung und Kabinenausristung, Wassersysteme), falls die Umstande
des Ereignisses zu einer Gefahrdung des Luftfahrzeugs oder seiner Insassen
gefuhrt haben.

Brand, Explosion, Rauch oder toxische oder schadliche Dampfe.

Sonstige Ereignisse, die zu einer Gefahrdung des L uftfahrzeugs fihren kénnen
oder die Sicherheit der Insassen des Luftfahrzeugs oder von Menschen oder
Gegensténden in der Nadhe des Luftfahrzeugs oder am Boden geféhrden
konnen.

Ausfall oder Mangel der Kabinen-Lautsprecheranlage, so dass
Fluggastdurchsagen nicht moglich oder nicht hérbar sind.
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(f)

Ausfall der Pilotensitzverstellung wahrend des Flugs.

INSTANDHALTUNG UND INSTANDSETZUNG VON LUFTFAHRZEUGEN

@

(b)
(©

(d)

()

(f)

(9)

(h)

(i)

Falsche Montage von Teilen oder Komponenten des Luftfahrzeugs, die bei
einem nicht speziell fur diesen Zweck vorgesehenen Inspektions- oder
Prifverfahren festgestellt wird.

Heiuftleck, das zu Strukturschaden fihrt.

Schéden an einem |ebenszeitbegrenzten Tell, die eine AulRerbetriebnahme des
Teils vor Erreichen seiner vollen Lebensdauer zur Folge haben.

Schaden oder Beeintréachtigungen (z. B. Briche, Risse, Korrosion,
Delamination, Abldsung usw.), gleich welcher Ursache (z. B. Fattern,
Steifigkeitsverluste oder strukturelle Schaden), an

(1) der priméren Struktur oder einem grundlegenden Strukturelement (gemaf3
Festlegung im Instandsetzungshandbuch des Herstellers), wenn diese
Schaden oder Beeintrachtigungen die gemald Instandsetzungshandbuch
zuldssigen Grenzen uUberschreiten und eine Instandsetzung oder einen
teilweisen oder vollstandigen Austausch erforderlich machen;

(2) der sekundéaren Struktur, die in der Folge das Luftfahrzeug geféhrdet
haben oder hétten gefahrden konnen;

(3) Triebwerk, Propeller oder Drehfliigler-Rotorsystem.

Ausfal, Fehlfunktion oder Mangel an einem System oder Ausristungsteil oder
Schaden oder Beeintréchtigungen, die aufgrund der Ausfihrung einer
L ufttiichtigkeitsanweisung oder einer anderen verbindlichen Anweisung einer
Aufsichtsbehdrde festgestellt werden, sofern

(1) sie zum ersten Mal von der meldenden ausfihrenden Stelle festgestellt
werden;

(2) bei ener nachfolgenden Ausfihrung der Anweisungen die darin
angegebenen zulassigen Grenzen Uberschritten werden und/oder
veroffentlichte Instandsetzungs-/Abhilfeverfahren nicht verfligbar sind.

Ausfall eines Notfallsystems oder -ausrlstungsteils, einschliefdich
Ausstiegstiren und Beleuchtung, auch beim Einsatz zu Instandhaltungs- oder
Prufzwecken.

Nichteinhaltung oder erhebliche Fehler bel der Einhaltung der
vorgeschriebenen | nstandhaltungsverfahren.

Erzeugnisse, Teile, Ausristungen und Werkstoffe unbekannter oder
verdachtiger Herkunft.

IrrefUhrende, falsche oder unzureichende Instandhaltungsangaben oder -
verfahren, die zu Instandhaltungsfehlern fuhren konnten.
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4.1.

4.2.

4.3.

4.4.

()

Alle Ausfélle, Fehlfunktionen oder Méangel von Ausristungen am Boden, die
zur Prifung von Luftfahrzeugsystemen und -ausrtistungen verwendet werden,
falls bel den erforderlichen Routineinspektions- und -prifverfahren das
Problem nicht eindeutig zu erkennen war und dies zu einer Gefahrensituation
fuhrt.

FLUGSICHERUNGSDIENSTE, FLUGPLATZEINRICHTUNGEN UND
BODENDIENSTE

Flugsicherungsdienste (ANS)

Siehe Anhang IB - Verzeichnis meldepflichtiger ANS-Storungen.

Flugplatze und Flugplatzeinrichtungen

@
(b)
(©
(d)

Ausfall der Funkverbindung zwischen Bodenpersona und Flugverkehrsdienst.
Ausfal des Alarmsystems der Feuerwache.
Rettungs- und Feuerwehrdienste nicht anforderungsgemald verfiigbar.

Wesentliche Anderung der Betriebsbedingungen des Flugplatzes, die zu
Gefahrensituationen fuhren konnte und der Flugverkehrsdienst (ATS) nicht
gemeldet wurde.

Fluggaste, Gepack, Fracht

@

(b)

(©

(d)

()

Erhebliche Verunreinigung der Struktur, Systeme oder Ausrlistung von
Luftfahrzeugen durch die Beforderung von Gepack oder Fracht.

Falsche Beladung mit Fluggasten, Gepéack oder Fracht, die zu einer erheblichen
Beeintrachtigung bezliglich der Massenverteilung und/oder Schwerpunktlage
des L uftfahrzeugs fihren kann.

Falsches Verstauen von Gepack (einschliefdlich Handgepéack) oder Fracht,
wodurch das Luftfahrzeug, seine Ausriistung oder Insassen gefdhrdet oder die
Notevakuierung behindert werden kann.

Unsachgemal3es Verstauen von Frachtcontainern oder sonstigen grofReren
Frachtstlicken.

Beférderung oder versuchte Beférderung von gefdhrlichen Gltern unter
Versto3 gegen die geltenden Vorschriften, enschliefdich falscher
Kennzeichnung und Verpackung von gefahrlichen Gitern.

Bodenabfertigung des L uftfahrzeugs

@
(b)

Austritt erheblicher Mengen Treibstoff wahrend des Betankens.
Betankung mit falschen Treibstoffmengen, die erhebliche Auswirkungen auf

die Flugdauer, Leistung, Schwerpunktlage oder strukturelle Festigkeit des
L uftfahrzeugs haben kann.
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(©

(d)

()

Ausfall, Fehlfunktion oder Mangel von Ausriistungen am Boden, die zur
Prufung von Luftfahrzeugsystemen und -ausriistungen verwendet werden, falls
bei den erforderlichen Routineinspektions- und -prufverfahren das Problem
nicht eindeutig zu erkennen war und dies zu einer Gefahrensituation fhrt.

Nichteinhaltung oder erhebliche Fehler bel der Einhaltung vorgeschriebener
Abfertigungsverfahren.

Betankung mit verunreinigtem oder falschem Trelbstoff oder mit

verunreinigten oder falschen sonstigen  Betriebsfllssigkeiten/Gasen
(einschliefflich Sauerstoff und Trinkwasser).
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Anlage z7u ANHANG | Teil A

Die folgenden Abschnitte enthalten Beispiele fur Stérungen, die aufgrund der Anwendung der
allgemeinen Kriterien gemédld Anhang | Tell A Absatiz2.2 auf spezifische Systeme
meldepflichtig sind.

1

DE

Klima-/L iftungsanlage

(@ Vollstandiger Ausfall der Avionik-K tihlanlage.
(b) Druckabfall.

Automatisches Flugsteuerungssystem

(8 Automatisches Flugsteuerungssystem geht nach dem Einschalten nicht in den
vorgesehenen Betriebsmodus Uber.

(b) Von der Flugbesatzung gemeldete erhebliche Schwierigkeiten bel der
Beherrschung des Luftfahrzeugs in Verbindung mit der Funktion des
automatischen Flugsteuerungssystems.

(c) Ausfal einer Abschaltvorrichtung fir das automatische Flugsteuerungssystem.

(d) Selbststéandiger Betriebsmoduswechsel des automatischen
Flugsteuerungssystems.

Kommunikation

(@ Ausfal oder Méangd der Kabinen-Lautsprecheranlage, so dass
Fluggastdurchsagen nicht moglich oder nicht horbar sind.

(b) Gesamtausfall des Kommunikationssystems wahrend des Flugs.
Elektrische Anlage

(@ Ausfal eines Verteilersystems der elektrischen Anlage (AC oder DC).
(b) Totalausfall oder Ausfall von mehr als einem Elektrogeneratorsystem.
(c) Ausfal des Reserve- (Notfall-) Elektrogeneratorsystems.

Cockpit/K abine/Frachtréume

(@ Ausfal der Pilotensitzverstellung wahrend des Flugs.

(b) Ausfal enes Notfalsystems oder -ausrUstungsteils, einschliefdlich der
Notausstiegs-Signalanlage, aller Ausstiegstiren,

(c) der Notbeleuchtung usw.
(d) Ausfal der Haltevorrichtungen des Frachtladesystems.

Brandschutzanlage
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@
(b)

Brandalarme, mit Ausnahme der sofort als falsch bestétigten Alarme.

Nicht erkannter Ausfall oder Mangel der Brand-/Rauchmelde- bzw. Brand-
/Rauchschutzanlage, der zum Ausfall bzw. zur Funktionseinschrénkung der
Brandmelde- bzw. Brandschutzanlage fuhren konnte.

(c) Ausbleiben einer Brandmeldung bei einem tatsachlich ausgebrochenen Brand
oder bel Rauchentwicklung.

Flugsteuerung

(@ Asymmetrie der Landeklappen, Vorfligel, Storklappen usw.

(b)

(©
(d)
()
(f)

Eingeschrankte Beweglichkeit, Schwergangigkeit oder schlechtes oder
verspétetes Ansprechen bel der Betétigung primérer Flugsteuerungssysteme
oder der zugehdrigen Feststellsysteme.

Sel bststandiges Bewegen der Steuerorgane.
Von der Flugbesatzung wahrgenommene Vibrationen an den Steuerorganen.
L6sen oder Ausfall der mechanischen Flugsteuerung.

Erhebliche Beeintrachtigung der normalen Steuerung des L uftfahrzeugs oder
Verschlechterung der Flugeigenschaften.

Treibstoffanlage

@

(b)

(©

(d)

Fehlfunktion am Treibstoffmengen-Anzeigesystem, die zum Totalausfall der
Anzeige oder zur Fehlanzeige der mitgefuhrten Treibstoffmenge fuhrt.

Treibstoffaustritt, der zu groRerem Treibstoffverlust, Brandgefahr oder
erheblicher Verunreinigung gefihrt hat.

Fehlfunktion oder Mangel des Treibstoffablasssystems, die zum
unbeabsichtigten Verlust einer erheblichen Treibstoffmenge, zu Brandgefahr
oder gefahrlicher Verunreinigung der Luftfahrzeugausrtistung gefuhrt oder das
Ablassen von Treibstoff unmaoglich gemacht haben.

Fehlfunktionen oder Mangel des Treibstoffsystems, die erhebliche
Auswirkungen auf die Trelbstoffversorgung und/oder -verteilung hatten.

(e) Unmoglichkeit, die gesamte nutzbare Treibstoffmenge umzupumpen oder zu
verbrauchen.

Hydraulik

(@ Ausfal eines Hydrauliksystems (nur ETOPS-Betrieb).

(b)
(©

Funktionsausfall des Isolationssystems.

Ausfal von mehr als einem Hydraulikkreis.
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10.

11.

12.

13.

(d)
()

Ausfall des Hydraulik-Reservesystems.

Unbeabsichtigtes Ausfahren der durch den Fahrtwind angetriebenen Turbine.

V erei sungsmel de-/-schutzsystem

@

(b)
(©
(d)

()

Nicht erkannter Ausfall oder Leistungsminderung des Vereisungsschutz-
/Entei sungssystems.

Ausfal von mehr als einem Sondenbehei zungssystem.
Unmdglichkeit einer symmetrischen Tragflligel enteisung.

Anormale Eisablagerungen und dadurch erhebliche Beeintrachtigung von
Leistung oder Flugeigenschaften.

Erhebliche Beeintrachtigung der Sicht der Besatzung.

Anzeige-, Warn-, Aufzeichnungssysteme

@

(b)
(©

Fehlfunktion oder Mangel an einem Anzeigesystem, wenn die Mdglichkeit
besteht, dass die Besatzung aufgrund erheblicher Anzeigefehler an
wesentlichen Systemen falsche Mal3nahmen ergreift.

Ausfal der roten Warnfunktion eines Systems.

Bel Glascockpits: Ausfall oder Fehlfunktion von mehr as einem
Anzeigeschirm oder Computer fur eine Anzeige-/Warnfunktion.

Fahrwerk, Bremsen, Reifen

@
(b)
(©)

(d)

()
(f)

Brand an der Bremsanlage.
Erheblicher Bremswirkungsverlust.

Unsymmetrische Bremswirkung, die zu erheblichen Abweichungen von der
vorgesehenen Bahn fiihrt.

Ausfal des schwerkraftgetriebenen Fahrwerksystems (einschliefdlich bei
planmaligen Tests).

Unbeabsi chtigtes Ausfahren/Einfahren von Fahrwerk oder Fahrwerksklappen.

Platzen mehrerer Reifen.

Navigationssysteme (einschliefdlich Prazisionsanflugsysteme) und L uftdatensysteme

@
(b)
(©

Totalausfall oder Versagen mehrerer Navigationsgeréte.
Totalausfall oder Versagen mehrerer Luftdatensystemgeréte.

Stark irrefthrende Anzeigen.

49



DE

14.

15.

(d)

()

(f)

Erhebliche Navigationsfehler aufgrund fehlerhafter Daten oder eines
Datenbank-K odierungsfehlers.

Unerwartete Abweichungen vom lateralen oder vertikalen Pfad, die nicht durch
ein Eingreifen des Piloten verursacht wurden.

Probleme mit Bodennavigationseinrichtungen, die zu erheblichen
Navigationsfehlern fuhren, die nicht auf den Ubergang vom Inertial-
Navigationsmodus in den Funk-Navigationsmodus zurtickzuf ihren sind.

Sauerstoff bei Luftfahrzeugen mit Druckkabine

@
(b)

Ausfall der Sauerstoffversorgung im Cockpit.

Ausfall der Sauerstoffversorgung einer erheblichen Anzahl Fluggéste (mehr als
10 %), einschliefdlich der Félle, in denen dies bel Instandhaltungs-, Schulungs-
oder Prifmalinahmen festgestel It wird.

Nebenluftsystem

@
(b)
(©

HeiRluftleck, das zu einer Brandmeldung oder zu Strukturschéden fihrt.
Ausfall samtlicher Nebenluftsysteme.

Ausfall des Nebenluftleck-Meldesystems.
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Teil B: Verzeichnis der meldepflichtigen Stérungen im Zusammenhang mit
Flugsicherungsdiensten

Anmerkung 1. In diesem Teil werden zwar die meisten meldepflichtigen Stérungen
aufgefihrt, doch wird kein Anspruch auf Vollstandigkeit erhoben. Andere Stérungen, die
nach Auffassung der Betroffenen die Kriterien erfillen, sind ebenfalls zu melden.

Anmerkung 2: Dieser Teil umfasst nicht Unfélle und schwere Stérungen gemal der
Verordnung (EU) Nr. 996/2010. Ergénzend zu anderen Anforderungen, die fur die Meldung
von Unfélen und schweren Stérungen gemald der Verordnung (EU) Nr. 996/2010 gelten,
werden Unfdlle und schwere Storungen auch Uber Systeme zur Erfassung meldepflichtiger
Ereignisse gemeldet.

Anmerkung 3: Dieser Teil enthdt Stérungen im Zusammenhang mit Flugsicherungsdiensten
(ANS), die eine tatsachliche oder mogliche Gefahr fur die Flugsicherheit darstellen oder die
die Bereitstellung sicherer Flugsicherungsdienste beeintrachtigen konnen.

Anmerkung 4: Der Inhalt dieses Teils steht nicht der Meldung von Stérungen, Situationen
oder Gegebenheiten entgegen, die eine Gefahr fir die Flugsicherheit darstellen konnten, wenn
sie sich unter anderen, aber wahrscheinlichen Umstéanden wiederholen oder wenn zugelassen
wird, dass sie ohne Abhilfe weiterbestehen.

(2) Beinahezusammensttlze (einschliefdlich besonderer Situationen, bel denen der
Abstand zwischen einem Luftfahrzeug und einem anderen Luftfahrzeug/dem
Boden/einem Fahrzeug/einer Person oder einem Gegenstand as zu gering
empfunden wird):

(@ Nichteinhaltung des Mindestabstands.

(b) Unangemessener Abstand.

(c) Beinahe-CFIT-Unfdle.

(d) Storungen auf der Start- oder Landebahn, die Ausweichmandver erforderten.

(2 Maoglichkeit eines Zusammenstol3es oder eines Beinahezusammenstolies
(einschliefdlich besonderer Situationen, aus denen sich ein Unfal oder ein
Beinahezusammenstol3 entwickeln kann, wenn ein anderes Luftfahrzeug in der Nahe
ist):

(@ Storungen auf der Start- oder Landebahn, die kein Ausweichmandver
erfordern.

(b) Abkommen von der Start- oder Landebahn.
(c) Abweichen eines Luftfahrzeugs von der ATC-Freigabe.

(d) Abweichen eines Luftfahrzeugs von geltenden Air Traffic Management-
(ATM)Regeln.

(1) Abweichen eines Luftfahrzeugs von geltenden verdffentlichten ATM-
Verfahren.
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3)

ATM-spezifische Stérungen (einschliefdlich Situationen, in denen die Fahigkeit,
sichere ATM-Dienste bereitzustellen, beeintréchtigt ist, wozu auch Situationen
gehdren, in denen der sichere Betrieb eines Luftfahrzeugs nur zuféllig nicht

(2)  Unerlaubtes Eindringen in den Luftraum.

(3) Abweichung von den geltenden Regeln fur das Mitfuhren und den

Betrieb von ATM-Ausrtistungen in Luftfahrzeugen.

geféhrdet wurde).

Dies schliefét die folgenden Stérungen ein:

@

(b)
(©
(d)
()
(f)

Unmaoglichkeit, ATM-Dienste bereitzustellen.
(1) Unmoglichkeit, Luftverkehrsdienste bereitzustellen.

(2) Unmoglichkeit, Luftraum-Managementdienste bereitzustel len.

(3) Unmoglichkeit, Verkehrsfluss-Steuerungsdienste bereitzustellen.

Ausfall der Kommunikationsfunktion.

Ausfall der Uberwachungsfunktion.

Ausfall der Datenverarbeitungs- und -verteilungsfunktion.
Ausfall der Navigationsfunktion.

ATM-Systemsicherheit.
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Anlage z7u ANHANG | Teil B

Die folgenden Nummern enthalten Beispiele fir ATM-Stérungen, die aufgrund der
Anwendung der allgemeinen Kriterien gemal3 Anhang | Teil B Absatz 3 auf den Betrieb von
L uftfahrzeugen meldepflichtig sind.

1

10.

11.

12.

In erheblichem Malie unzutreffende, unzureichende oder irrefuhrende Informationen
aus einer Informationsquelle am Boden, z.B. Flugverkehrsdienst (ATYS),
automatischer Terminalinformationsdienst (ATIS), Wetterdienst,
Navigationsdatenbanken, Karten, Diagranme, Flugberatungsdienst (AlS),
Handbticher usw.

Flugfuhrung unter Nichteinhaltung der vorgeschriebenen Bodenfreiheit.
Angabe fehlerhafter Druck-Referenzdaten (d. h. Hohenmessereinstellung).

Unzutreffende  Ubermittlung, Entgegennahme oder Auslegung  wichtiger
Mitteilungen, wenn hieraus eine Gefahrensituation entsteht.

Nichteinhaltung des Mindestabstands.

Unerlaubtes Eindringen in den Luftraum.

Rechtswidriger Funkverkehr.

Ausfall boden- oder satellitengestitzter ANS-Einrichtungen.

Grolerer Ausfall des ATC oder des ATM oder erhebliche Beeintréchtigung der
Flughafeninfrastruktur.

Blockierung der Bewegungsflachen und/oder Navigationshilfen des Flugplatzes
durch Luftfahrzeuge, Bodenfahrzeuge, Tiere, Personen oder Fremdkdrper mit dem
Ergebnis einer gefahrlichen oder potenziell gefahrlichen Situation.

Gefahrliche Situation durch fehlerhafte oder unzureichende Markierung von
Hindernissen oder Gefahrenstellen auf Bewegungsflachen des Flugplatzes.

Ausfall, erhebliche Fehlfunktion oder Nichtverfugbarkeit der Flugplatzbefeuerung.
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ANHANG II: VERZEICHNIS DER FRISTEN UND ANFORDERUNGEN FUR DAS

1.1.

1.2

@

(b)

(©

(d)

()

2.1.

SYSTEM ZUR ERFASSUNG MELDEPFLICHTIGER EREIGNISSE

M ELDEFRIST
Allgemeine Regel

Die maximale Frist fur die Meldung eines Ereignisses gemal3 Artikel 4 betragt
72 Stunden.

Sonderfélle

Im Falle eines Fastzusammenstof3es mit einem anderen Luftfahrzeug, fehlerhafter
Flugverkehrsverfahren oder einer Nichteinhatung der anzuwendenden Verfahren
durch die Flugverkehrsdienste oder eine Flugbesatzung, eines Versagens der
Einrichtungen der Flugverkehrsdienste® gemaR der Verordnung (EG) Nr. 859/2008%
(EU-OPS) 1.420 Buchstabe d Ziffer 1 erfolgt die Meldung unverziglich.

Im Falle ener moglichen Gefahr durch Vogel gemdd  der
Verordnung (EG) Nr. 859/2008 (EU-OPS) 1.420 Buchstabe d Ziffer 3 erfolgt die
Meldung unverziglich.

Im Falle eines Vogelschlags, durch den das Flugzeug erheblich beschadigt wurde
oder eine  wesentliche  Funktion  ausgefalen ist, gemal  der
Verordnung (EG) Nr. 859/2008 (EU-OPS) 1.420 Buchstabe d Ziffer 3 erfolgt die
Meldung nach der Landung.

Im Falle eines widerrechtlichen Eingriffs an Bord eines Flugzeugs gemald der
Verordnung (EG) Nr. 859/2008 (EU-OPS) 1.420 Buchstabe d Ziffer 5 erfolgt die
Meldung so bald wie méglich.

Im Falle einer potenziell gefahrlichen Situation wie Unregelmaliigkeiten einer
Boden- oder Navigationseinrichtung, einer extremen Wettererscheinung oder einer
Vulkanaschewolke wahrend des Fluges gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 859/2008
(EU-OPS) 1.420 Buchstabe d Ziffer 6 erfolgt die Meldung so bald wie mdglich.
PFLICHTDATENFELDER

Gemeinsame Datenfelder

Jede gemél den Artikein4 und 5 erfasste Meldung eines Ereignisses enthalt
mindestens folgende Angaben:

(1) Uberschrift

o Uberschrift

22

Verordnung (EG) Nr. 859/2008 der Kommission vom 20. August 2008 zur Anderung der Verordnung
(EWG) Nr.3922/91 des Rates in Bezug auf gemeinsame technische Vorschriften und
Verwaltungsverfahren fir den gewerblichen Luftverkehr mit Flachenflugzeugen, ABI. L 254 vom
20.9.2008, S. 1.
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(2) Angaben zur Ablage
o Zustandige Stelle
o Aktenzeichen

o Status des Ereignisses

(3) Wann
° Ortsdatum
. Ortszeit

o Datum (UTC)
o Uhrzeit (UTC)

(Wenn nur ein Datum/eine Uhrzeit angegeben wird, sollte es sich um die UTC-
Angabe handeln)

(4 Wo
o Staat/Gebiet des Ereignisses
o Ort des Ereignisses
(5) Klassifizierung
o Ereignisklasse
o Ereigniskategorie
(6) Schwere
J Grofdter Schaden
o Schweregrad von Personenschéden
o Dritten entstandene Schaden — (Empfohlenes Feld — ggf. nicht relevant)

o Am Flugplatz entstandene Schaden — (Empfohlenes Feld — ggf. nicht
relevant)

(7) Zusammenhang mit ATM (falls relevant)
o ATM-Beitrag

(8) Witterung (fallsrelevant)
o Witterungsverhaltnisse relevant

Wenn ja
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o Wetterverhdltnisse
o Lichtverhaltnisse
. Windstérke
o Sicht
o L ufttemperatur
(9) Darstellung des Hergangs
o Sprache der Darstellung des Hergangs
o Darstellung des Hergangs
(10) Ereignisse
o Art des Ereignisses
o Phase des Ereignisses
(11) Risikoklassifizierung
2.2. Besonder e Datenfelder
Ist ein Luftfahrzeug an dem Ereignis beteiligt, so sind folgende Angaben zu machen:
(1) Luftfahrzeugkennung
o Eintragungsstaat
e  Typ/Modell/Reihe
o Werknummer des L uftfahrzeugs
o Eintragungszeichen des L uftfahrzeugs
(2) Betrieb des Luftfahrzeugs
o Betreiber
. Art des Betreibers
(3) Beschreibung des Luftfahrzeugs
o Luftfahrzeugkategorie
. Antriebsart
. Zahl der Motoren

. Gewichtsklasse
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(4) Fugverlauf

o Letzter Ausgangspunkt

o Geplanter Endpunkt

o Flugphase

o Ereignis am Boden

o Art der Landung — (Empfohlenes Feld — ggf. nicht relevant)

o Ort der Landung — (Empfohlenes Feld — ggf. nicht relevant)
(5 ATS

o Derzeitige Flugregeln

o Derzeitige Verkehrsart
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@

(b)

ANHANG I11: VERZEICHNISDER INTERESSIERTEN KREISE

Interessierte Kreise, denen auf der Grundlage von Einzelfallentscheidungen nach
Artikel 11 Absatz 4 oder auf der Grundlage eines algemeinen Beschlusses nach
Artikel 11 Absatz 6 Informationen zur Verfligung gestellt werden dirfen

Hersteller: Konstrukteure und Hersteller von Luftfahrzeugen, Motoren, Propellern
und Luftfahrzeugbauteilen und -ausristungen; Konstrukteure und Hersteller von
Systemen und Komponenten fir das Flugverkehrsmanagement (ATM);
Konstrukteure und Hersteller von Systemen und Komponenten  flr
Flugsicherungsdienste (ANS); Konstrukteure und Hersteller von luftseitigen
Systemen und Ausristungen von Flugplédtzen

Instandhaltung: Organisationen, die tétig sind im Bereich der Instandhaltung oder
Uberholung von L uftfahrzeugen, Motoren, Propellern und L uftfahrzeugbauteilen und
-ausristungen, im Bereich des Einbaus, der Verdnderung, Instandhaltung,
I nstandsetzung, Uberholung, Flugprifung oder Kontrolle von
Flugsicherungseinrichtungen oder im Bereich der Instandhaltung oder Uberholung
von luftseitigen Systemen, Komponenten und Ausriistungen von Flugplétzen

Betreiber: Luftfahrtunternehmen und Betreiber von Luftfahrzeugen sowie Verbéande
von Luftfahrtunternehmen und Betreibern von Luftfahrzeugen; Flughafenbetreiber
und Verbande von Flughafenbetreibern

Anbieter von Flugsicherungsdiensten und ATM-spezifischen Diensten

Anbieter von Flughafendiensten: Organisationen, die zustéandig sind fur die
Abfertigung von Luftfahrzeugen am Boden, einschliefdlich Betankung,
Servicearbeiten, Erstellung des Massen- und Schwerpunktnachweises, Beladen,
Enteisen und Schleppen des Flugzeugs, sowie fir die Erbringung von Rettungs-,
Brandbekdmpfungs- und anderen Notfalldiensten

Im Bereich der Luftfahrtausbildung tétige Organisationen

Organisationen  in Drittlandern: Staatliche  Luftfahrtbehdrden  und
Unfalluntersuchungsstellen in Drittlandern

International e L uftfahrtorgani sationen

Forschung: Offentliche oder private Forschungslabors, -zentren oder -einrichtungen
oder Hochschulen, die auf dem Gebiet der Luftfahrtsicherheit forschen oder Studien
durchfihren

Interessierte Kreise, denen auf der Grundlage von Einzelfallentscheidungen
nach Artikel 11 Absétze 4 und 5 Informationen zur Verfigung gestellt werden
durfen

Piloten (auf personlicher Basis)

Fluglotsen (auf personlicher Basis) und sonstiges ATM-/ANS-Personal, das mit
sicherheitsbezogenen Aufgaben betraut ist
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Ingenieure/Techniker/flugsicherungstechnisches  Personal/Flugbetriebsleiter  (oder
Flughafenleiter) (auf personlicher Basis)

Berufsstandische Vertretungsorgane des Personals, das sicherheitsbezogene
Aufgaben wahrnimmt

59

DE



DE

1

ANHANG IV: ANFORDERUNG VON INFORMATIONEN AUS DEM
EUROPAISCHEN ZENTRAL SPEICHER

Name:
Funktion/Position:

Unternehmen:

Anschrift:

Tel.

E-Mail:

Datum:

Art des Unternehmens:

Kategorie der interessierten Kreise, der Sie angehtren (siehe Anhanglll der

Verordnung (EU) Nr. ../... des Européischen Parlaments und des Rates Uiber die Meldung von
Ereignissen in der Zivilluftfahrt):

2. Angeforderte Informationen (machen Sie in lhrer Anfrage mdglichst prézise
Angaben, auch zum Zeitpunkt/Zeitraum, tber den Sie Informationen winschen)

3. Grund fir die Informationsanforderung:

4. Verwendungszweck der angeforderten Informationen:

5. Datum, bis zu dem die Information angefordert wird:

6. Das ausgefillte Formular ist an folgende E-Mail-Adresse zu Ubermitteln:
(Ansprechstelle)

7. Zugriff auf Informationen

Die Ansprechstelle ist nicht verpflichtet, die angeforderten Informationen zur
Verfigung zu stellen. Sie darf dies nur, wenn sie davon Uberzeugt ist, dass die
Anforderung mit der Verordnung (EU) Nr. ../... des Europdischen Parlaments und
des Rates Uber die Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt vereinbar ist. Der
Anfragende verpflichtet sich und seine Organisation, die Informationen
ausschliefdich fur den unter Ziffer 4 genannten Zweck zu nutzen. Es wird darauf
hingewiesen, dass die aufgrund dieser Anfrage erteilten Informationen ausschlief3lich
fur Zwecke der Flugsicherheit im Sinne der Verordnung (EU) Nr. ../... bereitgestellt
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werden, nicht jedoch fir andere Zwecke, wie etwa fir die Klérung von Schuld- und
Haftungsfragen oder fir kommerzielle Zwecke.

Der Anfragende darf die ihm zur Verfigung gestellten Informationen nicht ohne
schriftliche Zustimmung der Auskunft erteilenden Stelle an Dritte weitergeben.

Ein Verstol3 gegen die vorstehenden Bestimmungen kann eine Verweigerung des
Zugangs zu weiteren Informationen aus dem Européischen Zentralspeicher und
gegebenenfalls auch andere Sanktionen nach sich ziehen.

Datum, Ort und Unterschrift:
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RAHMEN DESVORSCHLAGSDER INITIATIVE

1 RAHMEN DESVORSCHLAGS/DER INITIATIVE

1.1 Bezeichnung des Vorschlags

Vorschlag fiur eine Verordnung des Européischen Parlaments und des Rates Uber die
Meldung von Ereignissen in  der  Zivilluftfahrt zur  Anderung  der
Verordnung (EU) Nr. 996/2010 und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/42/EG, der
Verordnung (EG) Nr. 1321/2007 der Kommission und der Verordnung (EG)
Nr. 1330/2007 der Kommission

1.2.  Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur?;

\ 0602 : Binnen-, Luft- und Seeverkehrspolitik

1.3. Art desVorschlags
[ ] Der Vorschlag / die Initiative betrifft eine neue M alRnahme.

[ ] Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neue Mallnahme im Anschluss an ein
Pilotpr o ekt/eine vor ber eitende M aRnahme™.

X Der Vorschlag/die Initiative betrifft die Verlangerung einer bestehenden Manahme.
[ ] (Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete MaRnahme.
14. Ziele

1.4.1. Mit dem Vorschlag verfolgte mehrjahrige strategische Ziele der Kommission

,Forderung eines sicheren Verkehrs' (Einzelziel 2 fir den Land-, Luft- und
Seeverkehr, Managementplan der GD MOVE 2012).

Die Politik der GD MOVE vefolgt das Ziel, fur die europédischen Birger und
Unternehmen  wettbewerbsfahige, nachhaltige und sichere Verkehrsdienste
bereitzustellen. Der Verkehr ist ein Schlusselelement der , Strategie 2020 der
Kommission.

Im Rahmen des algemeinen Ziels der Bereitstellung wettbewerbsfahiger
Verkehrsdienste fur die europdischen Birger und Unternehmen as Faktor fir
Wachstum und Beschéftigung tragt der Vorschlag fir eine Verordnung Uber die
Meldung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt im Rahmen der ABB-Té&tigkeit
»Binnen-, Luft- und Seeverkehrspolitik” unmittelbar zum Erreichen des Einzelziels
der Forderung eines sicheren Verkehrs bei.

= ABM: Activity-Based Management: Activity-Based Management: mal3nahmenbezogenes Management

—ABB: Activity-Based Budgeting: mal3nahmenbezogene Budgetierung.
24 Im Sinne des Artikels 49 Absatz 6 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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14.2.

143.

14.4.

15.

151.

152

Einzelziel und ABM/ABB-Tatigkeit(en)

Einzelzid

Starkung und Formalisierung der Malinahmen auf Unionsebene, die mit der Meldung
von Ereignissen und insbesondere mit der Analyse der im Europaischen
Zentralspeicher enthaltenen Sicherheitsinformationen verbunden sind, um die
wichtigsten Risikobereiche in der Union zu bestimmen.

Die Europaische Agentur fir Flugsicherheit wird die Téatigkeiten koordinieren.

ABM/ABB-Tétigkeiten

1) Kapitel 0602: Binnen-, Luft- und Seeverkehrspolitik

Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Se an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begiinstigten/Zielgruppen auswirken
durfte.

Die Anayse der im Europaischen Zentralspeicher enthaltenen Daten auf
Unionsebene und die Formalisierung des Netzes von Analysten hétte folgende
Vortele:

- Bestimmung moglicher Probleme der Luftfahrtsicherheit und der wichtigsten
Risikobereiche auf Unionsebene.

- Der Europédischen Union wird es ermoglicht, ihre Anstrengungen nach
datenbezogenen Gesi chtspunkten auszurichten.

- Unterstiitzung des Européischen Programms fur Flugsicherheit (EASP) und des
Européischen Plans fur die Flugsicherheit (EASp).

- Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Erflllung ihrer eigenen Verpflichtungen,
vor allem im Hinblick auf eine grof3ere Datengrundlage.

Leistungs- und Erfolgsindikatoren

Bitte geben Se an, anhand welcher Indikatoren sich die Realisierung des Vorschlags/der Initiative
verfolgen l&sst.

Entfallt

Begrindung des Vorschlags/der Initiative

Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf

Beitrag zum Erreichen eines hoheren Luftfahrtsicherheitsniveaus.

Mehrwert durch die Beteiligung der EU

Die EU-Aktion koordiniert und vervollstandigt die Aktionen der Mitgliedstaaten.
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1.53.

154

1.6.

1.7.

Aus friiheren ahnlichen Mal3nahmen gewonnene wesentliche Erkenntnisse

| Entfallt

Koharenz und mogliche Synergien mit anderen relevanten Instrumenten

Entfallt

Dauer der Mal3nahmeund ihrer finanziellen Auswirkungen
[0 Vorschlag/Initiative mit befristeter Geltungsdauer

— [0 Geltungsdauer: [TT/MM]JIA bis[TT/MM]JIIJ

— [ Finanzielle Auswirkungen: von [Jahr] bis [Jahr]

X Vorschlag/Initiative mit unbefristeter Geltungsdauer

— Umsetzung mit einer Anlaufphase von 2014 bis JJJJ,

— und anschlief3endem gleichméiigen Normal betrieb
Vorgeschlagene M ethode(n) der Mittelverwaltung®™

[1 Direkte zentrale Verwaltung durch die Kommission

X Indirekte zentrale Verwaltung durch Ubertragung von Haushal tsvoll zugsaufgaben an:
— [ Exekutivagenturen

— [Xlvon den Gemeinschaften geschaffene Einrichtungen® (Européische Agentur fir
Flugsicherheit)

— [ nationale 6ffentliche Einrichtungen bzw. privatrechtliche Einrichtungen, dieim
Offentlichen Auftrag tétig werden

— [ Personen, die mit der Durchfihrung bestimmter Mal3nahmen im Rahmen von
Titel V des Vertrags Uber die Europaische Union betraut und in dem
mal3geblichen Basisrechtsakt nach Artikel 49 der Haushaltsordnung bezeichnet
sind

[] Geteilte Verwaltung mit Mitgliedstaaten
[1 Dezentrale Verwaltung mit Drittstaaten

[0 Gemeinsame Verwaltung mit internationalen Organisationen (bitte prazisieren)

Falls mehrere Methoden der Mittelverwaltung zum Einsatz kommen, ist dies unter , Bemerkungen“ néher zu
erlautern.

25

26

Erléuterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Haushaltsordnung enthalt
die Website BudgWeb (in franzosischer und englischer Sprache):
http://www.cc.cec/budg/man/budgmanag/budgmanag_en.html

Einrichtungen im Sinne des Artikels 185 der Haushaltsordnung.
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Bemerkungen

Das Erreichen des spezifischen Ziels Nr. 1 wird vor allem zusétzliche Humanressourcen fir
die Europaische Agentur fur Flugsicherheit erfordern, die auf zwei Personen (300 000 EUR
pro Jahr einschliefdlich 2 x 130 000 EUR aus der Haushaltslinie ,, Personalausgaben” und 2 x
20 000 EUR aus der Haushaltdlinie ,, Infrastruktur- und Verwaltungsausgaben“ veranschlagt
werden. Ein zusétzliches Dienstreisebudget in Hohe von 40 000 EUR dient der Unterstiitzung
der Mitgliedstaaten vor Ort und weitere 25000 EUR dienen der Unterstiitzung von
Beratungstétigkeiten wie Workshops und Seminaren in ganz Europa.

Daher werden die zusétzlichen Haushaltskosten fir die EASA auf 365 000 EUR veranschlagt,
die durch Umschichtungen der vorhandenen Ressourcen der Agentur voll abgedeckt sind.
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2.1

2.2.

2.2.1.

2.2.2.

2.3.

VERWALTUNGSMASSNAHMEN

Uberwachung und Berichter stattung

Bitte geben Se an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Téatigkeiten erfolgen.

Die Arbeit der EASA wird jahrlich einer Uberpriifung und Bewertung im Rahmen
des jéhrlichen Gesamtberichts (fur das abgelaufene Jahr) und im Rahmen des
Arbeitsprogramms (fur das folgende Jahr) unterzogen. Diese beiden Dokumente
werden vom Verwaltungsrat der Agentur verabschiedet und dem Europaischen
Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und den Mitgliedstaaten
Ubermittelt.

Alle funf Jahre wird durch eine externe unabhangige Bewertung untersucht, wie die
EASA ihrem Auftrag nachkommt und wie die gemeinsamen Vorschriften und die
Arbeit der Agentur sich auf das allgemeine Niveau der Flugsicherheit auswirken.

Verwaltungs- und Kontrollsystem

Ermittelte Risiken

Entfallt

Vorgesehene Kontrollmethode(n)

Die Arbeit der EASA wird jahrlich einer Uberprifung und Bewertung im Rahmen
des jahrlichen Gesamtberichts (fir das abgelaufene Jahr) und im Rahmen des
Arbeitsprogramms (fur das folgende Jahr) unterzogen. Diese beiden Dokumente
werden vom Verwaltungsrat der Agentur verabschiedet und dem Européischen
Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und den Mitgliedstaaten
Ubermittelt.

Pravention von Betrug und Unregelmafiigkeiten

Bitte geben Se an, welche Praventions- und Schutzmal3nahmen vorhanden oder vorgesehen sind.

Der Exekutivdirektor fuhrt den Haushatsplan der Agentur aus. Er legt der
Kommission, dem Rechnungshof und dem Verwaltungsrat der Agentur jedes Jahr die
detaillierten Abrechnungen mit den Einnahmen und Ausgaben des vergangenen
Jahres vor. Dartiber hinaus hat der interne Rechnungsprifer der Kommission in
Bezug auf die EASA die gleichen Kompetenzen wie jene, die er in Bezug auf die
Dienststellen der Kommission hat. Die Agentur verflgt Gber ein dhnliches internes
Rechnungsprifungssystem wie die Kommission.

Die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 25.Mai 1999 Uber die Untersuchungen des Europdischen Amtes fir
Betrugsbekampfung (OLAF)?, sowie der Interinstitutionelle Vereinbarung vom
25. Mai 1999 Uber die internen Untersuchungen des Europaischen Amtes fur
Betrugsbekampfung (OLAF) gelten ohne Einschrankung fur die EASA.

27

ABI. L 136 vom 31.5.1999, S. 1.
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GESCHATZTE

VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

FINANZIELLE

AUSWIRKUNGEN

DES

3.1 Betroffene Rubrik(en) des mehrjahrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
(neuer mehrjahriger Finanzrahmen 2014-2020)
e Bestehende Haushaltslinien
In der Reihenfolge der Rubriken des mehrjdhrigen Finanzrahmens und der
Haushaltdlinien.
Rubrik des Haushaltslinie pen Finanzierungsbeitrage
mehr-
jahri h Artikel 18
Finne. | Anzahl _ GM/NGM ErTA®. | Benerber. | VON Dritt btz 1
rahmens | [Beschreibung ..................... ] Landern | 1andern® landern S:ﬂ;ib;%a:ﬂ%
(Neu) 06.02.02 Finanzhilfen fur die GM/ 3
1 EASA NGM JA NEIN NEIN NEIN

DE

28
29
30
31

GM = Getrennte Mittel / NGM = Nichtgetrennte Mittel.

EFTA: Européische Freihandel szone.

Kandidatenlander und gegebenenfalls potenzielle Beitrittskandidaten des Westbalkans.
Beteiligung européischer Drittstaaten, die mit der Agentur assoziiert sind (Schweiz, Norwegen und

Island).
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3.2. Geschatzte Auswirkungen auf die Ausgaben
3.2.1. Ubersicht tiber die geschatzten Auswirkungen auf die Ausgaben®

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des mehrjahrigen Finanzrahmens 1 Intelligentes und integratives Wachstum
Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr N + 4 und danach
GD MOVE N N+l N+2 N+3 (Unbefristet) INSGESAMT

* Operative Mittel

Verpflichtungen @ 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
Zahlungen @ 0.365 0.365 0.365 0.365

Haushaltslinie neu 06.02.02

Aus der Dotation bestimmter  operativer  Programme
Aus der Dotation furr die spezifischen Programme™

Verpflichtungen | ~33% | 0.365| 0.365| 0.365| 0365 0.365
Mittel INSGESAMT
fur die GD MOVE =2+2a
Zahlungen 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
+3
Verpflichtungen C) 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
* Operative Mittel INSGESAMT Zahlungen (5 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
* Aus der Dotation bestimmter operativer Programme ®
finanzierte Verwaltungsausgaben INSGESAMT

32

Diese Betrage sind durch Umschichtungen abgedeckt.
33

Es wird unterstellt, dass das Jahr ,,N“ auf 2014, d.h. das Jahr der moglichen Verabschiedung, fallt.

Ausgaben fir technische und/oder administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstiitzung der Umsetzung von Programmen bzw. Mal3nahmen der EU
(vormalige BA-Linien), indirekte Forschung, direkte Forschung.
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Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =4+6 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
unter RUBRIK 1

des mehrjahrigen Finanzrahmens Zahlungen =5+6 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
, Verwaltungsausgaben® *
Rubrik des mehrjahrigen Finanzrahmens 5
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Jahr Jahr Jahr Jahr ... Bei langerer Dauer (Ziff. 1.6)
N N+1 N+2 N+3 bitte weitere Spalten einfliigen INSGESAMT
GD<....... >

* Personalausgaben

* Sonstige V erwaltungsausgaben

GD«<....... > INSGESAMT Mittel

Mittel INSGESAMT
unter RUBRIK 5
des mehrjahrigen Finanzrahmens

(Verpflichtungen insges.
= Zahlungen insges.)

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

N Jahr Jahr Jahr | ... Bei langerer Dauer (Ziff. 1.6)

N+1 N+2 N+3 bitte weitere Spalten einfligen INSGESAMT

Mittel INSGESAMT Verpflichtungen

% Keine Verwaltungsausgaben firr die GD MOVE.
Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des V orschlags/der Initiative begonnen wird.
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unter RUBRIK 1 bis5
des mehrjéhrigen Finanzrahmens

Zahlungen

DE
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3.2.2. Geschatzte Auswirkungen auf die operativen Mittel

— [ FoOr den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel bendtigt.

— [X] Firr den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel bendtigt:

Mittel fur Verpflichtungen, in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr N¥
Jahr Jahr Jahr .
N1 N2 N43 Jahr N + 4 und danach (unbefristet) INSGESAMT
Zieleund
Durch '
Art ; : : :
o | nitt | B 4 4 4 # |
— = — =i — = — = i —'c :
o Ergeb skoste T8 Koste [§B: Koste | §8 | Kose T8 | Kose 8 g Gesam | Insgesan
ni5$38 n c 9 n c 9 n c 9 n c 9 : n c 9 (@] tzah| t
des <|-;g <gg <|-;§ <|-; <|-$J X kosten
Ergeb g Q: Q a &
nisses g : :
EINZELZIEL Nr. 1...%
Ergebnis Siehe* | 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365
GESAMTKOSTEN 0.365 0.365 0.365 0.365 0.365

* Das Ergebnisist nicht quantifizierbar und wird as,, Beitrag zur Verbesserung der Luftfahrtsicherheit” definiert.

Es wird unterstellt, dass das Jahr ,,N“ auf 2014, d.h. das Jahr der moglichen Verabschiedung, fallt.

Ergebnisse sind Produkte, die geliefert, und Dienstleistungen, die erbracht werden (z.B.: Austausch von Studenten, gebaute Stral3enkilometer...).
% Wiein Ziffer 1.4.2. (,Einzelziele...*) beschrieben.
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3.2.3. Geschatzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

3.2.3.1. Zusammenfassung

— [X] Fur den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel benétigt.

— [0 Fur den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel
bendtigt:

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr
N4O

Jahr
N+1

Jahr
N+2

Jahr
N+3

... Bel langerer Dauer (Ziff. 1.6) bitte
weitere Spalten einfligen

INSGES
AMT

RUBRIK 5
desmehrjahrigen
Finanzrahmens

Personal ausgaben

Sonstige
V erwaltungsausgabe
n

Zwischensumme
RUBRIK 5
des mehrjahrigen
Finanzrahmens

AuRerhalb RUBRIK 5
des mehrjahrigen
Finanzrahmens*

Personal ausgaben

Sonstige
V erwaltungsausgabe
n

Zwischensumme
aul3erhalb der
RUBRIK 5
des mehrjahrigen
Finanzrahmens

INSGESAMT

40 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des V orschlags/der Initiative begonnen wird.
4 Ausgaben fur technische und/oder administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstlitzung der
Umsetzung von Programmen bzw. Mal3nahmen der EU (vormalige BA-Linien), indirekte Forschung,

direkte Forschung.

DE
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3.2.3.2. Geschétzte Auswirkungen auf die Humanressourcen

— XIFur den Vorschlag/die Initiative wird kein Persona fur die GD MOVE

benttigt,

— [ For den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal bendtigt:

Schétzung in Vollzeitaquivalenten (oder héchstens bis zu einer Dezimal stelle)

Jahr Jahr
N N+1

... Bel langerer Dauer
Jahr N+2 | Jahr N+3 | (Ziff. 1.6) bitte weitere
Spalten einfligen

* |m Stellenplan vor gesehene Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)

XX 010101 (am Sitz und in den Vertretungen
der Kommission)

XX 01 01 02 (in den Delegationen)

XX 01 05 01 (indirekte Forschung)

10 01 05 01 (direkte Forschung)

* Externes Personal (in Vollzeitaquivalenten VZA)*

XX 010201 (CA, INT, SNE der

Globaldotation)
XX 010202 (CA, INT, JED, LA und SNE in
den Delegationen)
o - am Sitz*
XX 01 04vyy

- in den Delegationen

XX 010502 (AC, INT, ANS der indirekten
Forschung)

1001 0502 (AC, END, INT der direkten
Forschung)

Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)

INSGESAMT

XX steht fur den jeweiligen Haushaltstitel beziehungsweise Politikbereich.

DE

Der Personalbedarf wird durch Personal der GD, das der Verwaltung der Mal3nahme bereits
zugeordnet ist, oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige
zusétzliche Mittel fur Personal, die der fir die Verwaltung der Malinahme zustandigen GD
nach Mal3gabe der verfligbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittelzuweisung zugeteilt
werden konnten.

Beschreibung der auszuf ihrenden Aufgaben:

42

AC= Vertragshediensteter, NT = Leharbeitskraft (, Interimaire*), JED = ,Jeune Expert en
Déégation* (Junger Sachverstandiger in Delegationen), AL= o&rtlich Bediensteter, ANS =
Abgeordneter Nationaler Sacherversténdiger.

Teilobergrenzen fur aus operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien).
Insbesondere fur die Strukturfonds, den Européischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des
landlichen Raums (EL ER) und den Européischen Fischereifonds (EFF).
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Beamte und Zeitbedienstete

Externes Persona

DE
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3.24. Vereinbarkeit mit dem kinftigen mehrjahrigen Finanzrahmen
— [X] Der Vorschlag/die Initiative ist mit dem kiinftigen mehrjéhrigen Finanzrahmen
(2014-2020)* vereinbar.
— [ Der Vorschlag erfordert eine Anpassung der betreffenden Rubrik des kiinftigen
mehrjéhrigen Finanzrahmens.
Bitte erlautern Sie die erforderliche Anpassung unter Angabe der einschldgigen Haushaltslinien und
der entsprechenden Betrége.
— O Der Vorschlag/die Initiative erfordert eine  Inanspruchnahme des
Flexibilitatsinstruments oder eine Anderung des mehrjahrigen Finanzrahmens®.
Bitte erlautern Sie den Bedarf unter Angabe der einschldgigen Rubriken und Haushaltdinien sowie
der entsprechenden Betrége.
3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter
— Der Vorschlag/die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.
— Der Vorschlag/die Initiative sieht folgende Kofinanzierung vor:
Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Jahr Jahr Jahr Jahr ... Bei langerer Dauer (Ziff. 1.6)
N N+1 N+2 N+3 bitte weitere Spalten einfligen Insgesamt
Geldgeber /
kofinanzierende
Organisation
Kofinanzierung
INSGESAMT
45

DE

Die Gespréche Uber den mehrjéhrigen Finanzrahmen (2014-2020) laufen noch.
Siehe Nummern 19 und 24 der Interinstitutionellen Vereinbarung.
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3.3.

Geschatzte Auswirkungen auf die Einnahmen

— [X] Der Vorschlag/die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.

— [ Der Vorschlag/die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar

- O auf die Eigenmittel,

— O auf die sonstigen Einnahmen.
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Filr das Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative®
laufende
Einnahmenlinie; Haushal_t_s; ar
zur Verfugung
stehende Jahr Jahr Jahr Jahr ... bei langerer Dauer (Ziff. 1.6.) hitte
Mittel N N+1 N+2 N+3 weitere Spalten einfiigen

Artikel .............

Bitte geben Sie fir die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die einschlégige(n) Ausgabenlinie(n)

an.

Bitte geben Sie an, wie die Auswirkungen auf die Einnahmen berechnet werden.

47
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Bel den traditionellen Eigenmitteln (Z6lle, Zuckerabgaben) sind die Betrége netto, d. h. abziiglich 25 %

fur Erhebungskosten, anzugeben.

77

DE



	1. HINTERGRUND DES VORSCHLAGS
	1.1. Allgemeines Umfeld des Vorschlags
	1.2. Die Gründe für den Vorschlag
	1.3. Ziele des Vorschlags
	1.4. Bestehende Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet
	1.5. Vereinbarkeit mit der Politik und den Zielen der Europäischen Union in anderen Bereichen

	2. ERGEBNIS DER KONSULTATIONEN DER INTERESSENTRÄGER UND FOLGENABSCHÄTZUNG
	2.1. Anhörung interessierter Kreise und Nutzung von Sachverstand
	2.2. Folgenabschätzung

	3. RECHTLICHE ASPEKTE DES VORSCHLAGS
	3.1. Zusammenfassung des Vorschlags
	3.1.1. Bessere Erfassung von Ereignissen
	3.1.2. Klarstellung des Informationsflusses
	3.1.3. Verbesserte Qualität und Vollständigkeit der Daten
	3.1.4. Verbesserung des Informationsaustausches
	3.1.5. Besserer Schutz vor unangemessener Verwendung von Sicherheitsinformationen
	3.1.6. Besserer Schutz des Meldenden zur Gewährleistung der kontinuierlichen Verfügbarkeit von Informationen
	3.1.7. Einführung von Anforderungen an die Analyse von Informationen und die Annahme von Maßnahmen zur Weiterverfolgung auf nat
	3.1.8. Verstärkte Analyse auf EU-Ebene
	3.1.9. Mehr Transparenz gegenüber der breiten Öffentlichkeit

	3.2. Rechtsgrundlage
	3.3. Subsidiaritätsprinzip
	3.4. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
	3.5. Wahl des Rechtsinstruments

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. FAKULTATIVE ANGABEN
	5.1. Vereinfachung
	5.2. Aufhebung geltender Rechtsvorschriften
	5.3. Europäischer Wirtschaftsraum

	1. FLUGBETRIEB
	1.1. Betrieb des Luftfahrzeugs
	1.2. Notfälle
	1.3. Einsatzunfähigkeit der Flugbesatzung
	1.4. Schädigung
	1.5. Meteorologie
	1.6. Sicherheit
	1.7. Andere Störungen

	2. TECHNISCHE VORKOMMNISSE AM LUFTFAHRZEUG
	2.1. Struktur
	2.2. Systeme
	2.3. Antriebssysteme (einschließlich Triebwerke, Propeller und Rotorsysteme) und Hilfskraftturbinen-Systeme
	2.4. Humanfaktoren
	2.5. Andere Störungen

	3. INSTANDHALTUNG UND INSTANDSETZUNG VON LUFTFAHRZEUGEN
	4. FLUGSICHERUNGSDIENSTE, FLUGPLATZEINRICHTUNGEN UND BODENDIENSTE
	4.1. Flugsicherungsdienste (ANS)
	4.2. Flugplätze und Flugplatzeinrichtungen
	4.3. Fluggäste, Gepäck, Fracht
	4.4. Bodenabfertigung des Luftfahrzeugs

	1. MELDEFRIST
	1.1. Allgemeine Regel
	1.2. Sonderfälle

	2. PFLICHTDATENFELDER
	2.1. Gemeinsame Datenfelder
	2.2. Besondere Datenfelder

	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags
	1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur :
	1.3. Art des Vorschlags
	1.4. Ziele
	1.4.1. Mit dem Vorschlag verfolgte mehrjährige strategische Ziele der Kommission
	1.4.2. Einzelziel und ABM/ABB-Tätigkeit(en)
	1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren

	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf
	1.5.2. Mehrwert durch die Beteiligung der EU
	1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene wesentliche Erkenntnisse
	1.5.4. Kohärenz und mögliche Synergien mit anderen relevanten Instrumenten

	1.6. Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Überwachung und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.2.1. Ermittelte Risiken
	2.2.2. Vorgesehene Kontrollmethode(n)

	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n) (neuer mehrjähriger Finanzrahmen 2014-2020)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht über die geschätzten Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.3.1. Zusammenfassung
	3.2.3.2.  Geschätzte Auswirkungen auf die Humanressourcen

	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem künftigen mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen


